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Vorwort

Liebe Leser,

seit der Grenzöffnung 2015 durch Bundeskanzlerin Merkel sind 
Millionen Migranten nach Deutschland geströmt. Und der Zustrom 
von zumeist unqualifizierten und kulturfremden Migranten reißt nicht 
ab. Deutschland hat sich dadurch auf vielen Ebenen unnötigerweise 
Probleme geschaffen. Im wirtschaftlichen Bereich werden sich diese 
durch die Folgen der Corona-Krise noch weiter verschärfen. 

Just in dieser schwierigen Phase wird unterhalb der öffentlichen 
Wahrnehmungsschwelle eine weitere Einwanderungswelle durch die 
Europäische Kommission vorbereitet. Ein Zustrom, der die Ereignisse 
des Jahres 2015 in der historischen Rückschau einmal wie ein laues 
Lüftchen erscheinen lassen wird. Ein gewaltiger Sturm braut sich zu-
sammen, ein Sturm, der unsere Sozialsysteme überlasten und zer-
stören, der unsere kulturelle Identität in kurzer Zeit auslöschen, der 
unsere gesamte gesellschaftliche Ordnung ins Wanken bringen wird. 
All das ausgelöst durch die Pläne der Europäische Union. 

Die Europäische Kommission hat im September 2020 einen Vor-
schlag zur Neuordnung des Migrations- und Asylsystems vorgelegt: 
The Pact on Migration and Asylum. Und das völlig unbemerkt von der 
Öffentlichkeit, da die Medien jede Berichterstattung verweigern.

Diesen Pakt, der rund 500 Seiten in 15 Einzeldokumenten um-
fasst, habe ich durch einen Fachjuristen prüfen lassen. Um die 
weitere umfangreiche Auswertung bewältigen zu können, hat sich 
innerhalb unserer Fraktion „Identität und Demokratie“ ein Team ge-
bildet, bestehend aus den AfD-Abgeordneten Dr. Gunnar Beck und Dr. 
Nicolaus Fest sowie unserem französischen Kollegen Philippe Olivier 

(Rassemblement National). Weitere Kollegen aus mehreren euro-
päischen Ländern haben Zuarbeit geleistet. Das Ergebnis haben wir 
Anfang des Jahres 2021 in Form einer Studie der Öffentlichkeit vor-
gelegt. Diese Studie haben nahezu alle Redaktionen in Deutschland, 
ausgewählte Redaktionen im EU-Ausland sowie alle Innenminister 
der deutschen Bundesländer und der EU-Mitgliedstaaten erhalten. 
Doch das Thema wird weiterhin totgeschwiegen. 

Ich habe mich deshalb dazu entschlossen, eine allgemein ver-
ständliche und deutlich gekürzte Version des Paktes in Form dieser 
Broschüre einer breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Sie fin-
den dazu auch erklärende Videos und Vorträge auf meinen Kanälen 
in den sozialen Medien.

Meine Bitte: Lesen Sie die Broschüre, sprechen Sie mit Ihren Be-
kannten und Freunden darüber. Denken Sie darüber nach, was diese 
neue Migrationswelle für Sie, Ihre Familie und unser Land langfristig 
bedeuten wird. Dieser Pakt darf nicht Realität werden! Handeln wir 
jetzt, sagen wir NEIN zu diesem Pakt mit dem Teufel.

 

Bernhard Zimniok Brüssel, Juni 2021
Abgeordneter des Europäischen Parlaments
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Zusammenfassung

Die folgende Analyse beschäftigt sich mit den zentralen Inhalten 
des Migrationspaktes der Europäischen Kommission („Pact on Mig-
ration and Asylum“), der am 23. September 2020 vorgestellt wurde. 
Er stellt den vorerst letzten Teil der schrittweisen Überführung des 
nicht völkerrechtlich bindenden „Soft-Law“ (u.a. im UN-Migrations-
pakt von Marrakesch) in feste Rechtsrahmen und damit rechtlich 
verbindliches „Hard-Law“ dar. Als Antwort der Kommission auf die 
Dysfunktionalität des europäischen Asylwesens ist der Pakt jedoch 
völlig ungeeignet. Zum einen ignoriert er die geopolitischen Entwick-
lungen, insbesondere den aus der Überbevölkerung Afrikas resultie-
renden Migrationsdruck. Zahlreiche Datenerhebungen unter Migra-
tionswilligen zeigen, dass unter diesen die Europäische Union eines 
der beliebtesten Ziele ist. Zum anderen zeigt sich in den konkreten 
Maßnahmen, dass sie eher dazu geeignet sind, die illegale Einwande-
rung nach Europa zu erleichtern und attraktiver zu machen, anstatt 
sie zu bekämpfen:

Die geplante Reform im Bereich des Grenzschutzes und der so-
genannten Seenotrettung wird keine Verbesserung des Status Quo 
erwirken, sondern im Gegenteil die Situation verschärfen. Die Grenz-
schutzagentur der EU, Frontex, wird de facto zu einer Asylagentur 
umgebaut. Durch die Unterstützung der Mitgliedstaaten sowie de-
ren verpflichtenden Zusammenarbeit mit den euphemistisch als 
„private Seenotretter“ bezeichneten Nichtregierungsorganisationen 
(Englisch non-governmental organization, NGO), die vielmehr als 
Schlepper fungieren, wird der Fährservice für illegale Migranten so-
gar institutionalisiert. Die im Pakt enthaltene Entkriminalisierung die-
ser NGO’s wird einerseits dazu führen, dass deren oftmals kriminelle 
Handlungen nicht mehr von der Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten 
verfolgt werden dürfen (wie das aktuell in Griechenland und Italien 
der Fall ist), andererseits wird der durch diese Organisationen ausge-
übte Pull-Faktor weiter verstärkt. Mehr illegale Migration ist die Folge.

Die illegale Grenzüberschreitung wird demnach nicht nur nicht 
verhindert, sondern sogar weiter forciert. Eine Erhöhung der Migra-
tionszahlen wird schon durch die Ausweitung des Familienbegriffs 
stark gefördert. So zählen dann nicht nur Geschwister dazu, son-
dern sogar auf der Reise in die EU in anderen Ländern eingegangene 
Beziehungen. Die Folgen sind kaum auszumalen. Nach dem illega-
len Eintritt in die EU soll dann ein Screening dafür sorgen, dass ein 
Asylbewerber zügig dem für ihn geeigneten Verfahren zugewiesen 
werden kann, das wiederum deutlich schneller durchgeführt werden 
soll. Dieses Screening beinhaltet neben einem Gesundheitscheck 
und dem Identifizierungsprozess (Abnahme biometrischer Daten) die 
Prüfung der Schutzbedürftigkeit sowie eine Sicherheitsüberprüfung. 
Die Prüfung der Schutzbedürftigkeit wird weiterhin am Problem der 
fehlenden Ausweispapiere scheitern. Die Sicherheitsprüfung hinge-
gen wird lediglich mit einem Abgleich der Daten in den europäischen 
Datenbanken durchgeführt und ist daher reine Makulatur. Einzig die 
illegale Wiedereinreise eines bereits abgelehnten Asylbewerbers 
kann dadurch festgestellt, aber nicht verhindert werden, finden die 
Kontrollen doch erst nach einem illegalen Grenzübertritt statt. Ter-
roristen oder anderweitige (Schwer-) Verbrecher werden weiterhin 
durchs Raster fallen und damit weitere Anschläge wie jene in Nizza, 
Berlin oder Brüssel ermöglichen. Das Grundproblem geht der Migra-

tionspakt also nicht an: Wer ohne gültigen Pass einreist, wird wie 
bisher nicht zurückgewiesen. Die Chance, dass illegale Migranten 
abgeschoben werden, wird weiterhin verschwindend gering bleiben, 
solange sie nur ihre Ausweisdokumente entsorgen.

Die Verteilung der Migranten soll auf Basis eines sogenannten 
Solidaritätsmechanismus durchgeführt werden. Alternativ können 
Mitgliedstaaten anderen Staaten finanziell oder auch beim Aufbau 
von Aufnahmekapazitäten unterstützend unter die Arme greifen, 
wenn sich diese in einer Krisensituation befinden und daher in ihren 
Kapazitäten überfordert sehen. Auch können von Mitgliedstaaten 
„Rückkehrpatenschaften“ für illegale Migranten in anderen Staaten 
übernommen werden. Der „Pate“ muss dann vom Hoheitsgebiet des 
anderen Mitgliedstaates aus die Abschiebung des illegalen Migran-
ten übernehmen. Angesichts der zahlreichen Hürden – Sprache, Or-
ganisation, Souveränität der Staaten etc. – ist eine Umsetzung dieser 
„Patenschaften“ allerdings sehr unrealistisch und wird kaum zu einer 
besseren Abschiebequote führen. Durch die Hintertür soll hier doch 
wieder ein längst gescheiterter Verteilungsmechanismus eingeführt 
werden. Die hier geforderte „Solidarität“ ist keineswegs freiwilliger 
Natur. Die Höhe der Leistungen wird durch einen Verteilungsschlüs-
sel berechnet, der zu jeweils 50 Prozent auf dem BIP sowie der Be-
völkerungsgröße basiert. Da Deutschland in beiden Bereichen an der 
Spitze liegt, wird unser Land auch hier wieder die mit Abstand höchs-
ten Lasten zu tragen haben.

Die extreme ideologische Färbung des Migrationspaktes und sei-
ne gegen die Interessen der Bevölkerung der EU gerichteten Ziele 
werden in keinem Bereich so deutlich wie in dem der Rückführun-
gen. Jeder Migrant, ob illegal oder nicht, soll eine finanzielle Rundum-
versorgung erhalten. Von der (psychologischen) Beratung über die 
Rückreise selbst bis hin zur „Wiedereingliederung“ in der Heimatre-
gion soll jeder Schritt mit umfangreichen Steuergeldern bezuschusst 
werden. Auch die Heimatgemeinde selbst wird großzügig bedacht, 
soll sie doch unter anderem eine Beratung bei der „Reintegration“ 
des verlorenen Sohnes erhalten. Der europäische Steuerzahler wird 
hier demnach zum Finanzier der afrikanischen Wirtschaft – neben 
der exorbitanten Entwicklungshilfe, die er bereits jetzt finanzieren 
muss. Polemisch ausgedrückt: Für die illegale Einreise nach Europa 
belohnt die EU nicht nur die Migranten selbst, sondern auch deren 
Heimatländer mit üppigen Summen. Das ist nichts anderes als die 
Etablierung eines beispiellosen Pull-Faktors, was den EU-Beamten 
bewusst sein muss. Denn der Asylbewerber gewinnt in jedem Fall, 
ganz gleich, ob sein Antrag akzeptiert oder abgelehnt wird. 

Der EU-Migrationspakt wird für eine Einwanderungswelle sorgen, 
im Vergleich zu der jene von 2015 als laues Lüftchen wirken wird. 
Nicht nur wird das jährlich Unsummen an Steuergeldern einer nicht 
nur durch die Corona-Maßnahmen gebeutelten Gesellschaft ver-
schlingen, sondern langfristig das Verschwinden der europäischen 
Völker bedeuten. Kurz- und mittelfristig bietet die Entwicklung seit 
2015 einen Vorgeschmack auf die gesellschaftlichen Auswirkungen, 
ob im Bereich der Inneren Sicherheit, des Staatshaushaltes, der 
ethnischen Zusammensetzung oder des Arbeits- und Wohnungs-
marktes, um nur einige wenige zu nennen. So gesehen wird der 
EU-Migrationspakt unzählige Gewinner erzeugen. Verlierer jedoch 
werden diejenigen sein, deren Interessen die Initiatoren des EU-Mig-
rationspaktes in der EU-Kommission eigentlich verpflichtet sind: Die 
europäischen Bürger. Umso wichtiger ist die Aufklärung über dieses 
katastrophale Vorhaben, denn fast alle Medien verweigern bisher 
jede Berichterstattung darüber.



INHALTSVERZEICHNIS | 5

Inhaltsverzeichnis

Kapitel 1:  EINLEITUNG  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 06

Kapitel 2:  HISTORISCHE EINORDNUNG DES MIGRATIONSPAKTS  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Seite 07

Kapitel 3:  DIE ENTWICKLUNG AFRIKAS  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Seite 11

Kapitel 4:  ZUKÜNFTIGE MIGRATIONSBEWEGUNGEN  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 14

Kapitel 5:  INHALT DES MIGRATIONSPAKTS  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 16

  • 5.1 GRENZSCHUTZ UND SEENOTRETTUNG  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 16

  • 5.2 AUFNAHMEVERFAHREN  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 19

  • 5.3 VERTEILUNG DER MIGRANTEN  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Seite 20

  • 5.4 RÜCKFÜHRUNGEN  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Seite 20

Kapitel 6:  FAZIT  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 23



6 | EINLEITUNG

1. Einleitung

Gegen Ende des vierten Jahrhunderts drängen die Hunnen immer 
mehr germanisch geprägte Gruppierungen an die Grenze des Römi-
schen Reiches. Dazu gehören auch die Goten, die sich kaum anders 
zu helfen wissen, als den römischen Kaiser Valens um Aufnahme in 
sein Reich zu bitten. Der reagiert erfreut ob der Möglichkeit, Tausen-
de kampferprobte junge Krieger aufnehmen zu können, die er sich 
kostengünstig in sein Heer einzuverleiben gedenkt. Aber auch mo-
ralische Gründe und das Bedürfnis nach günstigen Arbeitskräften 
spielten eine Rolle. Doch immer weitere Goten strömen ins Reich, die 
nur schwach besetzte Grenzbewachung stellt für sie kein ernstzu-
nehmendes Hindernis dar. Während die Armee des Kaisers im fernen 
Antiochia im Kampf gegen die Sassaniden gebunden ist, beginnen 
die unzufriedenen Goten, das Land mit Beutezügen zu überziehen. 
Laut dem britischen Historiker Peter Heather ermöglichte den Goten 
erst die Aufnahme ins Römische Reich, eigene politische Strukturen 
zu entwickeln und das dekadente Weströmische Reich schließlich zu 
Fall zu bringen. Zwar suchen diese germanischen Gruppen zunächst 
als Flüchtlinge vor den Hunnen nach Sicherheit, doch der Historiker 
stuft sie auch als Migranten ein, die die Hoffnung auf Partizipation 
am Wohlstand des Weströmischen Reiches antrieb. 

Zu den heutigen Migrationsströmen will er keine Gemeinsamkei-
ten erkennen. Denn im Gegensatz zu den Goten wären die heutigen 
Migranten nicht kampferprobt, kämen ohne Waffen und politische 
Organisation und hätten die Option einer Rückkehr in die alte Heimat 
aufgegeben.1 Natürlich lassen sich diese beiden historischen Be-
gebenheiten, der Fall des Weströmischen Reiches durch die Goten 
und die Migrationskrise, die ihren Anfang spätestens im Jahr 2015 
genommen hat, nur schwerlich miteinander vergleichen, was nicht 
nur den sehr unterschiedlichen Begleiterscheinungen der jeweiligen 
Epoche geschuldet ist. Doch gewisse Parallelen lassen sich kaum 
bestreiten. Während Syrer 2015 zunächst zum Schutz von Leib und 
Leben vor Krieg flohen, wandelten sich diese Flüchtlinge spätestens 
mit der, aus ihrer Sicht völlig verständlichen, Überschreitung der EU-
Außengrenzen hin zu Wirtschaftsmigranten. Zwar kamen sie unbe-
waffnet, aber hatten eine Rückkehr in die Heimat offensichtlich auch 
schon längst aufgegeben. Eine weitere Parallele: Auch die westliche 
Gesellschaft ist von Dekadenz geprägt, beschäftigt sich mit Schein-
problemen von angeblich unterdrückten und zu schützenden Minder-
heiten sowie der Rettung der ganzen Welt, statt sich mit der Abwehr 
manifester und offensichtlicher Gefahren zu beschäftigen. Der Fall 
des römischen Reiches, der durch eben jene Dekadenz, einer falsch 
verstandenen Toleranz und der damit einhergehenden Ignoranz exis-
tenzbedrohender Gefahren bedingt wurde, steht Europa unmittelbar 
bevor. Wir schreiben gerade unsere eigene Vergangenheit.

Schon nach kürzester Zeit erkannten zahlreiche illegale Mig-
ranten aus aller Herren Länder die Gunst der Stunde und schlossen 
sich dem Treck der Syrer an, auch sie auf der Suche nach einer Ver-
besserung ihrer wirtschaftlichen Situation. Innerhalb kürzester Zeit 
waren zahlreiche Länder in der Europäischen Union heillos überfor-
dert von jenem Ansturm, den Angela Merkels von Opportunismus ge-
triebene Entscheidung ausgelöst hatte. Den ersten 10.000 illegalen 
Migranten strömten in wenigen Monaten Hunderttausende nach, 
bald wurde die Marke von zwei Millionen illegalen Neuankömmlin-
gen übertroffen. Ein in der Historie beispielloser Pull-Faktor war aus-
gelöst worden. Statt die einzig richtige Entscheidung im Interesse 
der eigenen Bevölkerung zu treffen, agierte Merkel als Triebfeder 
einer zügellosen unkontrollierten Migrationswelle historischen Aus-
maßes.

Immerhin hat die EU – nach fünf Jahren und etlichen hilflosen 
Pseudokorrekturen am europäischen Asylsystem – dessen Dys-
funktionalität eingeräumt und die Notwendigkeit einer tiefgreifen-
den Reform erkannt. Das Resultat, der neue Pact on Migration and 
Asylum, trägt jedoch nichts dazu bei, die Ursachen der Problematik 
zu erkennen und wirksam zu bekämpfen – ganz im Gegenteil. Zwar 
wurden die Bürger im Vornherein um ihre Meinung gebeten, nur er-
fahren sollte das offenbar kaum jemand. Erst dank einer Initiative der 
AfD-Delegation im EU-Parlament erhielt die Europäische Kommission 
deutlich mehr Resonanz auf ihre Umfrage, als sie geplant hatte.2 Die-
se demokratische Partizipation äußerte sich dann jedoch lediglich 
in einer statistischen Einordnung im Migrationspakt, doch in der in-
haltlichen Ausgestaltung selbst fanden die Kommentare der Bürger 
keinerlei Widerhall.3

Die vorliegende Analyse wird die Konstruktionsfehler des EU-Mig-
rationspakts schonungslos offenlegen. Es wird deutlich werden, dass 
die geopolitischen Entwicklungen, insbesondere der aus der massi-
ven Überbevölkerung Afrikas resultierende Migrationsdruck, bei der 
Ausgestaltung des Paktes nicht berücksichtigt wurde. Dem scheint 
nicht lediglich ein großes Versäumnis der Kommissionsbeamten 
zugrunde zu liegen, vielmehr muss man den Architekten dieses 
rechtlich verbindlichen Werkes Absicht unterstellen – die generelle 
Ausrichtung des Paktes lässt keinen Zweifel daran. Dem Leser wird 
die ideologische Intention der Kommissionsbeamten klar vor Augen 
geführt, die katastrophale Auswirkungen für Deutschland und die EU 
haben wird. Dass der neue EU-Migrationspakt trotz seiner historisch 
beispiellosen Folgen von den deutschen Medien vollständig ignoriert 
wird, ist ein weiterer Skandal und zugleich ein äußerst besorgniser-
regendes Anzeichen für den Zustand der hiesigen Presselandschaft.
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2. Historische Einordnung des Migrationspakts

Spätestens das Jahr 2015, das in erster Linie durch die von Bun-
deskanzlerin Merkel maßgeblich bestimmte und folgenreiche „Nicht-
Grenzschließung“ eine Zäsur darstellt, zeigte den politischen Ent-
scheidungsträgern der EU die zwingende Handlungsnotwendigkeit 
im Bereich der Asyl- und Migrationspolitik deutlich auf. Auch wenn 
die deutsche Bundesregierung ihr Handeln moralisch verbrämte und 
sich die meisten anderen EU-Mitgliedsstaaten zunächst von den 
unberechenbaren Aktionen Berlins treiben ließen, wurde die Dys-
funktionalität des als Dublin-Systems bekannten EU-Asylsystems 
offensichtlich. 

Bei der Suche nach einer Lösung spielten naturgemäß zahlreiche 
verschiedene Faktoren eine wichtige Rolle. Welche Perspektive neh-
men die EU sowie die einzelnen Mitgliedstaaten ein und wie lassen 
sich diese miteinander vereinbaren? Inwiefern sind geopolitische 
Entwicklungen mit in die Überlegungen einzubeziehen? Welchen 
moralischen Anspruch legt man an sich an und inwieweit ist man 
dazu bereit, realpolitische Erwägungen hinter diesen zurückzustel-
len? 

Aus heutiger Sicht ist das Fazit eindeutig: Die EU hat versagt. 
Sie hat den moralischen Anspruch deutlich überhöht und die Inte-
ressen der eigenen Bevölkerung nicht nur zurückgestellt, sondern 
vollständig ignoriert. Die katastrophalen Auswirkungen beeinträch-
tigen nahezu sämtliche Bereiche des Staatswesens und übertreffen 
teilweise die von zahlreichen Kritikern prophezeiten Folgen sogar. 
Ob Innere Sicherheit, Staatshaushalt und in der Konsequenz andere 
unterfinanzierte Teilbereiche (wie die Digitalisierung), ethnische Zu-
sammensetzung der Gesellschaft, Bildungssektor, Justiz: Praktisch 
jeder Bereich ist von der unkontrollierten Massenmigration stark be-
troffen.

Angesichts der geopolitischen Entwicklungen, insbesondere der 
Bevölkerungsexplosion in Afrika und Teilen des Nahen und Mittleren 
Ostens, der extremen Instabilität der genannten Regionen und des 
daraus folgenden Migrationsdrucks wäre eine rigorose Abschottung 
die einzig richtige Schlussfolgerung gewesen. Selbstverständlich 
schließt eine dadurch implizierte Grenzschließung einen humanitä-
ren Ansatz im Sinne berechtigter Asyl-Anfragen ebenso wenig aus 
wie eine politische Kooperation mit den entsprechenden Ländern 
und Regionen, gleiches gilt für die Fortführung einer wie auch immer 
gearteten Entwicklungspolitik. Über die Ausgestaltung all dieser Be-
reiche kann man trefflich streiten. Sollte man die Entwicklungshilfe 
unverändert fortführen, sie reduzieren oder gar komplett streichen, 
wie das einige Experten seit Jahrzehnten fordern? Gründe dafür gibt 
es hinreichend. Immerhin entzieht man den Empfängerstaaten nicht 
nur (teilweise) die Verantwortung für ihr eigenes Handeln, sondern 
führt sie in Abhängigkeiten, was gerade für ehemalige Kolonialmäch-
te wie Frankreich ein wichtiges Instrument der Außenpolitik darstellt. 
Ghanas Präsident Nana Addo Dankwa Akufo-Addo kritisierte diese 
Abhängigkeit von den internationalen Geldgebern beim Besuch des 
von diesen Aussagen sichtlich überraschten französischen Präsi-
denten Emmanuel Macron im Jahr 2017 denn auch völlig zurecht.4 
Entwicklungspolitik fördert darüber hinaus seit Jahrzehnten korrupte 
Eliten in den Empfängerländern, hat aber auch eine riesige Entwickli-

ungsindustrie in den Geberländern geschaffen, deren gut alimentier-
te Vertreter ebenfalls ein Interesse an der Fortsetzung dieser Politik 
haben. Gleiches gilt seit 2015 auch für die immer mächtigere Asyl-
industrie.

Die Förderung der Migration sehen die EU-Kommission und ihre 
Unterstützer jedenfalls als alternativlos an, um das Demographie-
problem der alternden Gesellschaft Europas zu beheben. Diese ein-
seitige Fokussierung ignoriert alternative Ansätze wie jenen einer 
adäquaten Familienpolitik und die Förderung der Geburtenraten der 
einheimischen Bevölkerung komplett. Während die Einwanderung 
hochqualifizierter Arbeitskräfte durch die sogenannte Blue Card 
noch teilweise sinnvoll erschien und an strikte Konditionen geknüpft 
war, wird mittlerweile die Migration mittel- bis niedrigqualifizierter 
Migranten gefordert, unter anderem von EU-Kommissarin Ylva Jo-
hansson.5 Wie das mit den Abermillionen Arbeitslosen in der EU in 
Einklang zu bringen ist, bleibt unklar.

Bereits im Jahr 2017 ließ der damalige EU-Kommissar für Migra-
tion, Inneres und Bürgerschaft Dimitris Avramopoulos in einer Rede 
vor dem EU-Parlament keinen Zweifel daran aufkommen, wohin der 
Weg führen sollte. „Es geht nicht darum, Migration zu stoppen, son-
dern sie zu koordinieren“, so der Grieche. Man brauche „mehr Euro-
pa“, was aber nicht bedeute, mehr Kompetenzen auf die EU zu über-
tragen. Auch nahm er Bezug auf Solidarität, geteilte Verantwortung 
und die Schaffung legaler Migrationswege – Schlagwörter, die auch 
im neuen EU-Migrationspakt Platz finden, wie wir später noch sehen 
werden.6

Für aufmerksame Beobachter der Migrationsthematik und 
insbesondere der damit befassten internationalen Organisatio-
nen dürfte die Ankündigung des EU-Migrationspakts daher kaum 
einen überraschenden Effekt gehabt haben. Er stellt lediglich die 
konsequente Fortsetzung einer migrationspolitischen Agenda dar, 
die ihren Anfang bereits vor einigen Jahren genommen hatte. Das 
zweite Treffen der Vereinten Nationen (United Nations, UN) zu inter-
nationaler Migration und Entwicklung im Jahr 2013 markiert für 
viele Beobachter der Szene den Beginn einer neuen migrationspoli-
tischen Ära. In der Abschlusserklärung der Generalversammlung 
der UN vom 7. Oktober 2013 wurden erstmals gemeinsame Ziel-
setzungen in Bezug auf Migration definiert. Die Erklärung sollte zu 
einem „systematischeren und verantwortungsvolleren“ Handeln in 
den Herkunfts-, Ziel- und Transitländern und zu einem „sichereren 
und transparenteren“ Rahmen für internationale Migration und Mo-
bilität führen. Die Teilnehmer der Versammlung sprachen von einer 
erhöhten Bedeutung der Migranten für die wirtschaftliche Entwick-
lung und schlugen daher vor, diese Migrationskomponente zukünf-
tig in die Entwicklungspolitik zu integrieren. So wurde auch auf die 

EU forciert unkontrollierte Einwanderung, statt Europa 
vor Migrationsdruck durch Grenzschließung zu schützen.!

Mehrheitlich unqualifizierte und kulturfremde Migration 
als Lösung des Demographieproblems, statt Familien 
und einheimisches Potential (Arbeitslose) zu fördern

!
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„verletzliche Situation“ der Migranten hingewiesen, aufgrund derer 
der besondere Schutz ihrer Menschenrechte gewährleistet werden 
müsse.7

Die Konferenz, an der hochkarätige Vertreter aus der Politik wie 
Staatsoberhäupter oder Minister sowie Vertreter von zwischenstaat-
lichen Organisationen, NGO’s, Unternehmen des Privatsektors und 
Organisationen der Zivilgesellschaft teilgenommen hatten, legte da-
mit den Grundstein für eine völlig neue Perspektive auf das Problem 
der Migration. Diese wurde nun ausschließlich positiv besetzt und als 
Gewinn für alle Beteiligten – Migranten, Herkunfts- und Zielländer – 
dargestellt. Auch wurden zunehmend die Interessen der Migranten 
in den Mittelpunkt gerückt, während die Anliegen der Bürger in den 
Aufnahmeländern immer mehr in den Hintergrund treten sollten. Der 
heute medial und politisch propagierten Darstellung einer rein posi-
tiv konnotierten Migration ging demnach ein langjähriger Prozess 
voraus. Wie die Teilnehmer der Konferenz richtig erkannt hatten, war 
es zur Erreichung der in der Erklärung festgelegten Ziele notwendig, 
dass die Gesellschaft die postulierte Sichtweise auf die Migration 
übernimmt. Die öffentliche Wahrnehmung von Migranten und Mig-
ration zu verbessern, war deshalb einer der Kernpunkte in der Ab-
schlusserklärung. Die Medien spielen dabei eine Schlüsselrolle, wie 
wir spätestens seit 2015 festgestellt haben. Laut einer wissenschaft-
lichen Untersuchung waren damals 82 Prozent der Medienberichte 
über „Flüchtlinge“ positiv konnotiert, nur sechs Prozent haben die 
Flüchtlingspolitik kritisch betrachtet.8

In den folgenden Jahren wurden weitere Konferenzen abgehalten 
und Erklärungen verabschiedet, die sich der Fortentwicklung der Mi-
grationsthematik widmeten.

Insbesondere der „UN Global Compact for Safe, Orderly and Re-
gular Migration”, im Deutschen besser bekannt als „UN-Migrations-
pakt”, der im Jahr 2018 in Marrakesch (Marokko) verabschiedet 
worden war, stellt einen weiteren wichtigen Schritt auf der migra-
tionspolitischen Agenda dar. In der damals öffentlich zwar relativ 
spät einsetzenden, aber intensiv geführten Debatte wurde von Be-
fürwortern des Paktes stets betont, dass es sich um einen „rechtlich 
nicht bindenden Kooperationsrahmen“9 handele, die Souveränität 
der unterzeichnenden Staaten demnach nicht angetastet würde. 
Man bezeichnet diese Form internationaler Vereinbarungen auch 
als „Soft-Law“, im Deutschen etwa „nicht zwingendes Recht“. Das 
heißt, dass es nicht aus sich selbst heraus rechtsverbindlich ist, aber 
ein Indikator für sich herausbildendes Völkergewohnheitsrecht sein 
kann. Wieso die große Aufregung, wenn die Inhalte des Paktes so-
wieso rechtlich keinerlei Auswirkungen haben würden?, fragten die 
Befürworter. Kritiker des Paktes hielten dem entgegen, dass sich 
Soft-Law mit der Zeit in „Hard-Law“, also geltendes Recht, wandeln 

und somit verbindlich werden würde. Wie der neue EU-Migrations-
pakt beweist, sollten die Kritiker Recht behalten. Doch dazu später 
mehr.

Aufgrund der besorgniserregenden Inhalte stimmten in Marra-
kesch mit Israel, den USA, Polen, Ungarn und der Tschechischen 
Republik fünf Staaten gegen den UN-Migrationspakt, zwölf Staaten – 
darunter Österreich, Italien, Liechtenstein, Lettland und die Schweiz 
– enthielten sich, während 24 UN-Mitgliedsländer gar nicht erst an 
der Abstimmung teilgenommen hatten. Die US-Botschafterin bei der 
UN, Nikki Haley, begründete den bereits 2017 erfolgten Ausstieg der 
USA aus der Gestaltung des Paktes damit, dass der globale Ansatz 
des Pakts „nicht mit der US-Souveränität vereinbar“ sei.10 Der israe-
lische Premierminister Benjamin Netanjahu nannte als Grund der 
Ablehnung, dass Israel verpflichtet sei, seine Grenzen gegen illegale 
Einwanderung zu schützen.11 Die Visegrad-Staaten (Polen, Ungarn, 
Slowakei, Tschechische Republik), die den Pakt ebenfalls ablehnten, 
begründeten das neben den befürchteten Auswirkungen auf die Sou-
veränität der Staaten mit der mangelnden Unterscheidung zwischen 
illegaler und legaler Migration sowie dem Vorwurf, die UN wolle da-
durch zu weiteren Migrationsströmen ermutigen.12

Das Auswärtige Amt stand damals im Zentrum der Kritik, da es 
die deutsche Version des abzustimmenden Textes nur mit deut-
licher Verzögerung zur Verfügung gestellt hatte. Erst später wurde 
publik, dass die Bundesregierung selbst sehr stark an der Gestaltung 
des Paktes mitgewirkt hatte. Zwar stufte sie den Pakt ebenfalls als 
„rechtlich nicht bindend“ ein, beschrieb ihn in ihrem offiziellen Be-
richt jedoch als „politisch verpflichtend konzipiert“.13 Eine Umsetzung 
des „Soft-Law“ in „Hard-Law“ war demnach einkalkuliert, die Beden-
ken der Kritiker zutreffend.

Innerhalb kürzester Zeit formierte sich gesellschaftlicher Wider-
stand gegen den Pakt, der sich in zahlreichen Petitionen äußerte. 
Eine vom Bundestag akzeptierte Petition erreichte das notwendige 
Quorum von 50.000 Unterschriften innerhalb von nur drei Tagen. Die 
Initiatoren teilten die von den Visegrad-Staaten genannten Beden-
ken hinsichtlich einer Vermischung von illegaler und legaler Migra-
tion sowie dem Verlust nationaler Souveränität.14

In Deutschland stemmte sich vor allem die AfD gegen den Pakt, 
während nahezu alle anderen Parteien diesen nicht nur unein-
geschränkt unterstützten, sondern in Form der Grünen sogar eine 
inhaltliche Verschärfung forderten. Für sie waren die an die Quali-

 2015 Addis Ababa Action Agenda of the Third International 
  Conference on Financing for Development

 2015 Agenda 2030 for Sustainable Development

 2016 New York Declaration for Refugees and Migrants 

 2017  Report of the Special Representative of the 
  Secretary-General on Migration

 2017 European Parliament resolution on the EU-Africa Strategy

 2018 UN Global Compact on Refugees 

 2018 UN Global Compact for Safe, Orderly and Regular Migration

 2020 The EU-Africa Strategy 
  (verabschiedet im EU-Parlament 2021)
 2020  Legislativvorschlag: New Pact on Migration and Asylum

ABSTIMMUNGSERGEBNIS ZUM UN-MIGRATIONSPAKT

152 Pro-Stimmen, darunter Deutschland

12 Enthaltungen: Algerien, Australien, Bulgarien, Chile,  
Italien, Lettland, Libyen, Liechtenstein, Österreich, Rumänien, 
Schweiz, Singapur

5 Gegenstimmen: Israel, Polen, Tschechische Republik,  
Ungarn, Vereinigte Staaten

24 Mitgliedsländer haben nicht an der Abstimmung  
teilgenommen.

HALTUNG DER DEUTSCHEN PARTEIEN:

Zustimmung: Bündnis90/Die Grünen, Die Linke, SPD, FDP, CDU

Ablehnung: AfD
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fikation der Migranten gestellten 
Ansprüche zu hoch. Sie verlangten 
die Aufweichung dieser Kriterien, um 
auch normal- und geringqualifizierte 
Migration zu ermöglichen, während 
die Einwanderung hochqualifizierter 
Arbeitskräfte aufgrund des Brain-
Drain (Abwanderung von Hochquali-
fizierten aus Entwicklungsländern) 
deutlich reduziert werden müsse.15 
Die CDU war gespalten, wobei zahl-
reiche führende Politiker wie Seeho-
fer, Dobrindt, Söder oder Spahn ihre 
Unterstützung äußerten.16 Wie oben 
erwähnt, hatte die CDU-geführte 
Große Koalition jedoch maßgeblich 
an der Ausgestaltung des Paktes 
mitgewirkt.

Im Pakt selbst wird Migration 
tatsächlich sehr einseitig positiv 
bewertet. Sie sei „eine Quelle des 
Wohlstands, der Innovation und 
der Nachhaltigkeit“. Verlangt wird 
„gegenseitiger Respekt für Kultur, 
die Traditionen und Gebräuche der 
Zielgesellschaft und der Migranten“. 
Das könnte man derart interpretie-
ren, dass beide Seiten einen Nutzen 
daraus ziehen sollen, Migranten wie 
auch die Gesellschaften der Zielländer. Dem liegt aber ein äußerst 
fragwürdiger Grundgedanke der Migration zugrunde. Denn nicht die 
Zielgesellschaft muss sich anpassen. Der Migrant ist es, der auf-
grund einer gewünschten Verbesserung seiner Lebensumstände 
Anpassungsfähigkeit beweisen, sich integrieren muss. Dass er da-
bei seine kulturelle Identität vollständig aufgibt, kann generell nicht 
erwartet werden. Unabdingbare Voraussetzung für eine gelungene 
Integration ist jedoch die Akzeptanz der Werte, Rechte und Pflichten 
des Ziellandes, die oftmals mit den Werten, Rechte und Pflichten der 
Herkunftsgesellschaft stark kollidieren, was insbesondere muslimi-
sche Staaten betrifft. Demnach liegt es im Interesse der Aufnahme-
gesellschaft, dass Migranten eine solche kulturelle Prägung so weit 
wie möglich aufgeben. Ob die Bürger des Aufnahmestaates die Kultur 
des Migranten nun respektiert oder nicht, spielt überhaupt keine Rol-
le für den Integrationsprozess des Migranten – so lange sich dieser 
entsprechend der Sitten und Gebräuche im Zielland verhält und ge-
nannte Werte akzeptiert, respektiert und danach lebt.

Die rein positive Darstellung der Migration lässt sich auch kaum 
mit der Realität in Einklang bringen. Die Auswirkungen der beispiel-
losen Massenmigration seit 2015 haben der deutschen, aber auch 
anderen europäischen Gesellschaften unermesslichen Schaden 
zugefügt. Die Auswirkungen auf Innere Sicherheit, Staatshaushalt, 
Wohnungsmarkt oder ethnische Zusammensetzung sind allgegen-
wärtig. Doch dazu später mehr.

Den zahlreichen wenig konkreten Zielsetzungen des UN-Mig-
rationspakts, die in 23 Punkten zusammengefasst werden, stehen 
durchaus konkrete Zielsetzungen gegenüber. So sollen „Rücküber-
weisungen von Migranten günstiger, sicherer und zugänglicher“ ge-
macht werden, was auf die zum Teil sehr hohen Transaktionskosten 
von bis zu 10 Prozent anspielt. Rücküberweisungen – also die Geld-
transfers, die Migranten an ihre Familien in den Herkunftsländern 
überweisen, um diese zu unterstützen – schaffen eine Form der 
Abhängigkeit, die es für Entwicklungsländer attraktiv macht, wenn 
möglichst viele ihrer Bürger auswandern. In zahlreichen Ländern 
machen Rücküberweisungen einen erheblichen Anteil am Bruttoso-
zialprodukt (BIP) aus. In Ägypten sind es 27 Mrd. Dollar (Stand: 2019) 
und damit fast neun Prozent des BIP.17 In vielen Ländern Afrikas liegt 
der Anteil noch deutlich höher: Togo liegt mit einem Anteil von 38 
Prozent an der Spitze, dicht gefolgt vom Südsudan (34 Prozent).18 In 
der Konsequenz heißt das: Die Erleichterung von Rücküberweisun-
gen, wie im UN-Migrationspakt gefordert, mindert das Problem der 
Migration nicht, sondern schafft zusätzliche Anreize. Gleichzeitig er-
höht sie die Abhängigkeit der Entwicklungsländer von den Zahlungen 
ihrer Auswanderer aus Übersee: Ein Teufelskreis.

Insbesondere die im Pakt enthaltenen Zielsetzungen für Medien 
waren Teil der Kritik. Die „Beseitigung aller Formen der Diskriminie-
rung und Förderung eines auf nachweisbaren Fakten beruhenden 
öffentlichen Diskurses zur Gestaltung der Wahrnehmung von Migra-
tion“ klingt zunächst unverfänglich, die Förderung einer „unabhän-
gigen, objektiven und hochwertigen Berichterstattung“ sogar sehr 
wünschenswert. Doch hinter der wohlklingenden Rhetorik verbergen 
sich handfeste Eingriffe in die Pressefreiheit. Im Kleingedruckten 
steht nämlich genau das Gegenteil dessen, was uns die blumige 
Überschrift suggerieren will: 

Diskrepanz zwischen Theorie und Realität: Dramatische 
Auswirkungen der unkontrollierten Migration auf  
Innere Sicherheit, Staatshaushalt, Wohnungs- und  
Arbeitsmarkt und andere Bereiche

!

Quelle: Atlas der Migration/Weltbank

RÜCKÜBERWEISUNGEN NACH AFRIKA WACHSEN
Geldtransfers von Migranten tragen zur Wirtschaft ihrer Heimatländer bei

Rücküberweisungen in 
ausgewählte Länder 
Afrikas im Jahr 2018* 
(in Mio. US-Dollar)
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So soll z. B. die „Sensibilisierung und Aufklärung von Medien-
schaffenden hinsichtlich Migrationsfragen und -begriffen“ erreicht 
werden, und zwar unterschiedslos bei den „traditionellen“, also pu-
blizistischen Medien wie auch auf Internetplattformen. Die Folgen 
könnten verheerend sein: Zum einen ist die Frage von höchster Be-
deutung, wer die oben genannte Form der „unabhängigen, objektiven 
und hochwertigen Berichterstattung“ definiert. Die Regierungen? 
Oder andere Akteure? Und wenn ja, welche? Und was bedeutet „Sen-
sibilisierung der Medienschaffenden“? Gerade im aktuellen Zeitalter, 
in dem pseudowissenschaftliche Ideologien wie die Gender-Studies 
vermehrt Einzug in die Medien halten, in denen die Begriffe ideologi-
siert werden, kann sich der geneigte Leser bereits denken, worauf 
der Pakt hierbei abzielt – man denke etwa an die Entwicklung des 
Asylbewerbers, der erst zum „Flüchtling“ und dann zum „Geflüchte-
ten“ wurde und nach dem Willen der staatlich hoch subventionierten 
„Neuen Deutschen Medienmacher“ zum „illegalisierten Migranten“ 
werden soll, den also angeblich keine Schuld für seine Straftat in 
Form einer illegalen Einwanderung mehr trifft.19 Im Gegenzug sollen 
Medien, die gegenteilig berichten, also „rassistisch“, „fremdenfeind-
lich“ oder „intolerant“, die Fördergelder gestrichen werden. Auch hier 
ist die Intention klar: Über Migration soll ausschließlich positiv be-
richtet werden. Denn spätestens seit 2015 weiß jeder Kritiker einer 
unkontrollierten Migrationspolitik, wie schnell man als angeblicher 
Rassist gebrandmarkt wird. Mit „unabhängig, objektiv und hochwer-
tig“ hat ein derartiger politischer Druck auf die Medienlandschaft 
nicht mehr ansatzweise zu tun, sondern er erzeugt genau das Ge-
genteil. Dass der Pakt auch ein Verbot von Massenabschiebungen 
beinhaltet, passt ins realitätsfremde und ideologische Raster dieses 
Pamphlets.

Die 2020 vorgeschlagene und 2021 bereits im EU-Parlament be-
schlossene EU-Afrika Strategie spielt bei der migrationspolitischen 
Entwicklung ebenfalls eine wichtige Rolle. Zwar wird darin vermehrt 
auf eine angeblich für beide Seiten fruchtbare Partnerschaft mit Afri-
ka hingewiesen, doch der Fokus sollte auf zwei andere Aspekte gelegt 
werden: Einerseits die Entwicklung des Migrationsbegriffs, anderer-
seits die Strategie der subventionierten Rückkehr. Die Migrationsbe-
wegungen werden analog zu zahlreichen anderen unnatürlichen Be-
griffsentwicklungen nun zur „Mobility“, also „Mobilität“, geframed.20

Auch hier ist die Intention offensichtlich: Mobilität ist etwas völlig Na-

türliches, ein jedem Menschen innewohnendes Merkmal seiner Frei-
heit. Sie durch Grenzen einzuschränken, läuft dieser naturgegebenen 
Freiheit zuwider. Migration hingegen ist aufgrund der nicht immer, 
aber oftmals katastrophalen Auswirkungen teilweise negativ konno-
tiert. Dem möchte man offenbar durch die Zuweisung eines neuen 
Begriffs, eben der „Mobility“, begegnen. Der Bürger kann offenbar 
nicht durch Fakten überzeugt werden, also müssen die im Framing-
Handbuch festgehaltenen Tipps und Tricks zur Anwendung kommen.

Hinsichtlich der „subventionierten Rückkehr“ waren die Formu-
lierungen in diesem Dokument noch unpräzise formuliert. In der Zwi-
schenzeit hat die EU-Kommission jedoch Fakten geschaffen, wie wir 
im weiteren Verlauf in einer näheren Betrachtung der im April 2021 
veröffentlichten Rückführungs-Strategie sehen werden.

Der Pact on Migration and Asylum, im Folgenden als EU-Migra-
tionspakt bezeichnet, stellt den vorerst letzten Schritt auf der mig-
rationspolitischen Agenda dar.

UN-Migrationspakt als Gefahr für die Meinungsfreiheit!

Framing: Einwanderung wird zur Mobilität!
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3. Die Entwicklung Afrikas

Um die migrationspolitischen Zielsetzungen der EU-Kommission 
und deren potentielle Konsequenzen adäquat einschätzen zu kön-
nen, bedarf es insbesondere einer Analyse des afrikanischen Kon-
tinents. Die Entwicklung der Bevölkerung sowie des Arbeitsmarktes 
geben Aufschluss über mögliche Migrationsbewegungen, die für die 
Europäische Union von höchster Bedeutung sind und deren migra-
tionspolitische Agenda direkt beeinflussen müssten. 

Die Bevölkerungsentwicklung
Afrikas gibt dabei großen Anlass zur 
Sorge. Während in den 1950er Jahren 
noch rund 240 Millionen Menschen 
auf jenem Kontinent lebten, auf dem 
die überwiegende Anzahl der Länder 
als Entwicklungsländer eingestuft 
werden, hat sich die Bevölkerungs-
zahl mittlerweile auf 1,3 Milliarden 
mehr als verfünffacht. Bis zum Jahr 
2050 werden laut UN-Hochrechnun-
gen gar rund 2,5 Mrd. Menschen auf 
dem afrikanischen Kontinent leben 
– beinahe eine Verdopplung der Be-
völkerung in nur einer Generation.21

Die entscheidende Rolle bei die-
ser Bevölkerungsexplosion spielen 
dabei die weiterhin enorm hohen 
Geburtenzahlen. Heute bekommen 
Frauen auf dem afrikanischen Konti-
nent im Durchschnitt 4,4 Kinder – dieser Wert wird als Fertilitätsrate 
bezeichnet. Während fast überall sonst auf der Welt die Fertilitäts-
raten in den letzten Jahrzehnten deutlich gesunken sind, hinkt Afrika 
der Entwicklung mehr als 40 Jahre hinterher: Auf etwa 4,4 Kinder pro 
Frau kamen viele asiatische und lateinamerikanische Länder bereits 
in den 1970er Jahren, seitdem hat sich ihre Lage deutlich stabilisiert. 
In Afrika ist dagegen erst seit wenigen Jahren nur ein sehr leichter 
Rückgang der Fertilitätsrate zu beobachten, so dass die hohen Ge-

burtenzahlen auch die nächsten Jahrzehnte anhalten werden. Eine 
erhebliche Rolle spielt dabei die wirtschaftliche Entwicklung eines 
Landes, weshalb auch innerhalb Afrikas erhebliche Unterschiede bei 
der Fertilitätsrate festzustellen sind. Während die durchschnittliche 
Geburtenrate weiter entwickelter Länder wie Tunesien oder Südafri-
ka nur noch bei rund zwei Kindern liegt, befindet sich diese bei zahl-
reichen Staaten Zentral- und Westafrikas nach wie vor bei über fünf 

Kindern und damit auf einem extrem hohen Niveau.22 Spitzenreiter 
ist der Niger mit fast sieben Kindern pro Frau, gefolgt von Somalia mit 
knapp über sechs Kindern.23

Das Beispiel Nigerias verdeutlich den rasanten Anstieg der Be-
völkerung besonders eindrucksvoll. 1960 hatte das Land rund 45 Mio. 
Einwohner, um bis 2019 auf 200 Mio. anzusteigen.24 Bis 2050 wird 
wiederum ein Anstieg auf fast 400 Mio. Einwohner prognostiziert, 

1950 227.794.137
1955 252.748.917
1960 283.361.171
1965 320.147.295
1970 363.447.593
1975 414.674.676
1980 476.386.225
1985 548.626.140
1990 630.349.685
1995 717.270.112
2000 810.984.232
2005 916.154.285
2010 1.039.304.030
2015 1.182.438.803
2020 1.340.598.113
2021 1.373.486.472
2025 1.508.935.203
2030 1.688.321.117
2035 1.878.193.704
2040 2.076.749.579
2045 2.281.452.503
2050 2.489.275.439
2055 2.697.840.372
2060 2.904.977.434
2065 3.108.930.722
2070 3.307.527.593
2075 3.498.756.632
2080 3.680.570.725
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2090 4.008.137.739
2095 4.151.452.805
2100 4.280.127.131

0

0,5

1

1,5

2

2,5

3

3,5

4

4,5

M
illi
ar
de
n

Bevölkerung Afrikas

Quelle: www.populationpyramid.net/de/afrika/1950/ 

BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG AFRIKAS IN DEN JAHREN 1950 BIS 2100

1950
1955

1960
1965

1970 1975
1980

1985
1990

1995
2000

2005
2010

2015
2020

2021
2025

2030
2035

2040
2045

2050
2055

2060
2065

2070
2075

2080
2085

2090
2095

2100

227.794.137

810.984.232

1.373.486.472

2.489.275.439

4.280.127.131

Bevölkerung
in Mrd.

Quelle: Unicef, Generation 2030 Afrika, Aug. 2014

13 14

12

15

8

2
1

4

5

7

10
11

9 3

6

4,8 |
4,0 |

3,5 |
3,2 |

3,7 |
3,5 |

3,1 |
3,3 |

3,1 |
3,0 |

3,9 |

Niger
Mali
Somalia
Tschad
Nigeria
Burundi
Dem. R. Kongo
Gambia
Uganda
Angola
Sambia

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11

7,5
6,8

6,4
6,0
5,9
5,9

5,7
5,7
5,7
5,7
5,6

4,3*
2,7*

2,3*
2,3*

4,5

12
13
14
15

Sudan
Algerien
Libyen
Südafrika

Afrika 3,0 * keine Prognose

Prognose 2050 | | 2015

... ...

DURCHSCHNITTLICHE ANZAHL DER KINDER PRO FRAU



12 | DIE ENTWICKLUNG AFRIKAS

womit sich die Bevölkerung des Landes in nur 100 Jahren verzehn-
facht haben wird.25 Zum Vergleich: In Deutschland lebten 1950 rund 
70 Mio. Menschen, heute sind es gerade einmal rund 13 Mio. mehr.26 
Bis 2050 wird sich diese Entwicklung wieder umkehren, die deutsche 
Bevölkerung auf rund 70 Mio. zurückgehen.27

Die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt kann mit dieser rasanten 
Bevölkerungsentwicklung hingegen nicht standhalten. Zwar wuchs 
die Wirtschaft in den afrikanischen Staaten seit 2000 im Schnitt um 
knapp über vier Prozent, was weltweit nur von Süd- und Ostasien 
übertrumpft wurde. Allerdings hatte das kaum Auswirkungen auf das 
Pro-Kopf-Einkommen. Denn im gleichen Zeitraum ist das BIP pro Kopf 
in den Ländern südlich der Sahara nur um 1,9 Prozent angestiegen, 
während es in Süd- und Ostasien um 4,6 bzw. 4,7 Prozent jährlich 
angestiegen ist. Aufgrund des starken Bevölkerungswachstums ver-
harrt das das Pro-Kopf-Einkommen auf dem Niveau der 1970er Jahre. 
Das wirkt sich auch auf die Armutsentwicklung aus. Zwar konnte 
die Armut in den Ländern südlich der Sahara zwischen 2000 und 
2015 von 60 Prozent auf 42 Prozent reduziert werden. Aufgrund des 
starken Bevölkerungswachstums stieg die absolute Zahl der in Ar-
mut lebenden Menschen jedoch von 
280 Mio. im Jahr 1990 auf 420 Mio. 
Menschen im Jahr 2015 an, die mit 
weniger als 1,90 Dollar pro Tag aus-
kommen müssen. 

Verantwortlich für diese desas-
tröse Entwicklung ist zum einen die 
fehlende Industrialisierung, da das 
Wirtschaftswachstum in vielen af-
rikanischen Staaten weiterhin auf 
dem Export von Rohstoffen und un-
verarbeiteten landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen beruht. Andererseits, 
was unmittelbar mit diesen Wirt-
schaftszweigen zusammenhängt, 
hält die Entwicklung der Arbeitsplät-
ze nicht mit der Bevölkerungsexplosi-
on Schritt. Zwischen 2010 und 2020 
fanden nur 25 Prozent der Berufsein-
steiger einen Job. Insgesamt werden 
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Nigeria 38 77 122 182 399
Deutschland 69 78 82 81 75
USA 158 232 282 322 389

38

77

122

182

399

69 78 82 81 75

158

232

282

322

389

0

50

100

150

200

250

300

350

400

450

1950 1982 2000 2015 2050

Diagrammtitel

Nigeria Deutschland USAEinwohner in Millionen:   Nigeria   Deutschland   USA

BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG NIGERIAS
jährlich 25 Mio. neue Arbeitsplätze 
benötigt, um den bisherigen Sockel 
an informellen Jobs abbauen und 
die 20 Mio. neu auf den Arbeitsmarkt 
drängenden Menschen in Lohn und 
Brot bringen zu können.28 Alleine in 
den Ländern südlich der Sahara wür-
den jährlich 18 Mio. neue Jobs benö-
tigt, tatsächlich entstehen aber nur 
drei Mio. Arbeitsplätze.29 Zum Ver-
gleich: Deutschlands Arbeitsmarkt 
beschäftigt rund 44 Mio. Menschen.30 
In Afrika werden also innerhalb von 
zwei Jahren mehr neue Arbeitsplätze 
benötigt, als der gesamte deutsche 
Arbeitsmarkt bereithält.

Die Jugendarbeitslosigkeit ist 
daher besonders stark ausgeprägt. 
Im südlichen Afrika beträgt sie 45 

Prozent, in Nordafrika rund 33 Prozent. Laut Prognosen der UN wird 
die Zahl der Afrikaner im erwerbsfähigen Alter zwischen 15 und 64 
Jahren in den kommenden Jahren um 70 Prozent steigen.31

Aufgrund der fehlenden staatlichen Absicherung im Falle der 
Arbeitslosigkeit ist eine Beschäftigung als Subsistenzbauer oder 
im informellen Dienstleistungssektor die logische Konsequenz, was 
Schätzungen zufolge 86 Prozent der Afrikaner betrifft. Das hat nicht 
nur niedrige Einkommen und prekäre Lebensverhältnisse für die Be-
troffenen zur Folge, sondern aufgrund der fehlenden Registrierung 
als formaler Arbeitnehmer und daher nicht entrichteter Steuer-
leistungen auch negative Auswirkungen auf den Staat.32 360 Mio. 
Menschen fehlt eine „gute Arbeit“.33 Um eine dauerhafte wirtschaft-
liche Verbesserung der Lebenssituation anzustreben, entscheiden 
sich daher viele für die Option der Auswanderung. Die in Kapitel 2 
bereits erwähnten Rücküberweisungen, für die im UN-Migrations-

Jugendarbeitslosigkeit in Afrika:
Südliches Afrika 45 %, Nordafrika 33 %!
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pakt eine Verbesserung der Kondi-
tionen gefordert wird, stellen durch-
aus einen gewichtigen Faktor bei 
der innerafrikanischen Entwicklung, 
aber auch hinsichtlich der Migra-
tionsbewegungen dar. Während sich 
die Fachliteratur sehr stark auf die 
positiven Auswirkungen in den Her-
kunftsländern der Migranten kon-
zentriert, werden die Konsequenzen 
für Bevölkerungsentwicklung und 
Migrationsströme weitestgehend ig-
noriert. Die Rücküberweisungen, die 
im Jahr 2018 eine Summe von 470 
Mrd. Euro überschritten und somit 
den Vorjahresrekord um 10 Prozent 
übertroffen haben34, werden von den 
Familien der Migranten in den Emp-
fängerländern nicht nur für privaten 
Konsum, sondern auch für Investi-
tionen in Unternehmen genutzt, was 
einen positiven Effekt auf die lokale Wirtschaft hat. Allerdings dürf-
ten gerade die Auswirkungen auf das Bevölkerungswachstum nicht 
zu unterschätzen sein, reichen doch bereits geringe Geldsummen 
aus, um eine Familie in Afrika komplett oder teilweise zu versorgen. 
Das jährliche Pro-Kopf-Einkommen der 10 ärmsten afrikanischen 
Länder liegt zwischen 253 Dollar (Burundi) und 588 Dollar (Eritrea).35 
Mit geringen Mitteln kann ein Migrant von Deutschland aus seine 
Familie unterstützen – was nicht nur die ärmsten Länder betrifft. 
Eine dringend notwendige Antwort der afrikanischen Staaten auf 
die massive Überbevölkerung wird damit erschwert, stattdessen ist 
Migration die scheinbar logische Konsequenz. Schafft es ein Fami-
lienmitglied in die EU, so kann eine nach unseren Maßstäben als 
Großfamilie definierte Sippe problemlos über die Runden kommen. 
Ein Umdenken hinsichtlich der Anzahl der Kinder wird daher kaum 
stattfinden, auch deshalb, da Kinderreichtum nach wie vor als Se-
gen gilt. 

Die Abhängigkeit der Empfängerländer von den ausgewanderten 
Familienmitgliedern und somit den Aufnahmeländern ist signifikant, 
wie der zum Teil exorbitante Anteil der Rücküberweisungen am BIP 
ausgewählter Länder beweist. Die bereits genannten Daten für Togo 
(30 Prozent) oder den Südsudan (34 Prozent) belegen das eindrucks-
voll. Natürlich sind auch andere Staaten außerhalb Afrikas stark 
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davon betroffen, wie beispielsweise das mit Abstand erstplatzierte 
Indien (83 Mrd. Dollar), die Philippinen (39 Mrd. Dollar, 10 Prozent des 
BIP) oder Mexiko (35,5 Mrd. Dollar). Demnach haben die Empfänger-
länder der Rücküberweisungen auch ein erhebliches Interesse an 
der Migration ihrer Landsleute, auch wenn dadurch die Abwande-
rung von Fachkräften, der Brain-Drain, forciert wird.

Laut der Weltbank befindet sich Deutschland auf Platz fünf der 
Senderländer von Rücküberweisungen weltweit. Trotz der geringen 
Bevölkerungsgröße wurden so 2016 fast 21 Mrd. Dollar in die Her-
kunftsländer der Migranten überwiesen.36 Aufgrund der zahlreichen 
inoffiziellen Kanäle muss von einer relativ hohen Dunkelziffer ausge-
gangen werden. Hier ist insbesondere auf das sogenannte Hawala-
System hinzuweisen. Es basiert auf Anonymität und Geldtransfers 
ohne Zeitverzögerung, wodurch nicht nur Geldwäsche, sondern auch 
Terrorfinanzierung erheblich erleichtert wird.37

Selbst wenn der Migrant keine höheren wirtschaftlichen Ansprü-
che zu erfüllen vermag, also keinen Job mit entsprechender Ver-
gütung erreicht, genügt bereits ein geringer Anteil der hierzulande 
ausbezahlten Sozialhilfe, um eine Familie in zahlreichen Ländern Af-
rikas komplett oder teilweise zu versorgen. Neben weiteren Faktoren 
macht auch das Deutschland zu einem beliebten Ziel von Migration.
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4. Zukünftige Migrationsbewegungen

Nicht nur aufgrund der massiven 
Überbevölkerung Afrikas, sondern 
auch in Folge der instabilen Situa-
tion im Mittleren und Nahen Osten ist 
mit großen Migrationsbewegungen 
zu rechnen. Eine Prognose über die 
tatsächliche Anzahl der auswande-
rungswilligen Personen lässt sich 
auf Grundlage seriöser Umfragen er-
stellen. 

Eine im Jahr 2018 durchgeführte 
Erhebung des renommierten Gall-
up-Instituts lieferte gleichermaßen 
eindrucksvolle wie erschreckende 
Ergebnisse. So waren 33 Prozent der 
Bevölkerung der südlichen Sahelzone bereits zwischen 2015 und 
2017 bereit, auszuwandern, in Nordafrika und dem Mittleren Osten 
waren es mit 24 Prozent immer noch ein Viertel der Bevölkerung. In 
totalen Zahlen sind das rund 360 Mio. Auswanderungswillige alleine 
aus den Ländern der südlichen Sahelzone, wovon 18 Prozent als Ziel 
ein Mitgliedsstaat der EU angaben, also rund 65 Mio. Erwachsene. 
Insgesamt äußerten 750 Mio. oder 15 Prozent der Weltbevölkerung 
ihren Wunsch nach Auswanderung, wenn die Möglichkeit dazu be-
stünde. Allerdings beziehen sich diese Zahlen ausschließlich auf Er-
wachsene, Kinder kommen also noch hinzu.

 
In zahlreichen Ländern äußern gar über 50 Prozent der befragten 

Erwachsenen den Wunsch nach Auswanderung, unter anderem Sier-
ra Leone (71 Prozent), Liberia (66 Prozent), Haiti (63 Prozent), Alba-
nien (60 Prozent), El Salvador (52 Prozent) oder Kongo (50 Prozent).

Die am häufigsten genannten Zielländer sind die USA (21 Pro-
zent), Kanada (6 Prozent) und Deutschland (6 Prozent). Diese sechs 
Prozent sind in Summe 42 Mio. Erwachsene. Doch auch zahlreiche 

weitere EU-Mitgliedstaaten werden von Millionen von potentiellen 
Migranten als Zielland genannt: Frankreich (36 Mio.), Spanien (21 
Mio.), Italien (15 Mio.), Schweden (9 Mio.) oder die Niederlande (7 
Mio.) gelten dabei als favorisierte Ziele. Insgesamt haben 130 Mio. 
Ausreisewillige EU-Staaten als Wunschziel auserkoren. Addiert man 
die Schweiz und Großbritannien hinzu, summiert sich die Anzahl auf 
178 Mio. potentielle Migranten. Hinzuzufügen ist, dass nur diejenigen 
Länder in die Liste aufgenommen wurden, die von einer bestimmten 
Anzahl von Personen als Wunschziel genannt wurden. Die Gesamt-
zahl für Europa ist also höher anzusiedeln. Allerdings sind in diesen 
Zahlen auch innereuropäische Migranten enthalten, die jedoch eine 
relativ geringe Anzahl im Vergleich zu jenen aus Drittstaaten aus-
machen und daher zu vernachlässigen sind.38

Der Arab Youth Survey zufolge, einer Umfrage unter den rund 
200 Mio. arabischen Jugendlichen, verfolgen 15 Prozent oder 30 
Mio. aktiv den Wunsch, auszuwandern, während 27 Prozent oder 
54 Mio. eine Auswanderung in Erwägung ziehen. Von den 200 Mio. 
arabischen Jugendlichen hegen also 84 Mio. entweder Auswande-
rungswünsche oder verfolgen bereits aktiv Pläne dazu. 47 Prozent 
derjenigen, die aktiv diese Bestrebungen zum Auswandern verfol-
gen, stammen aus Nordafrika. Als die zwei Hauptgründe für diesen 
Migrationswunsch wurden wirtschaftliche Gründe und die Korrup-
tion im eigenen Land genannt.39 Zielländer wurden bei dieser Um-
frage keine ermittelt.

Abschließend sei noch auf das Afrobarometer verwiesen, eine 
zwischen 2017 und 2019 unter 46.000 Afrikanern in 34 Ländern 

LÄNDER, IN DENEN MINDESTENS 40 PROZENT DER 
ERWACHSENEN AUSWANDERN MÖCHTEN

 Wunsch, auszuwandern

Sierra Leone 71 %

Liberia 66 % 

Haiti 63 %

Albanien 60 %

El Salvador 52 % 

Kongo (Kinshasa) 50 %

Ghana 49 %

Dominikanische Republik 49 %

Nigeria 48 %

Armenien 47 %

Honduras 47 %

Syrien 46 %

Kosovo 46 %

Quelle: Gallup World Poll, 2015-2017

ZIELLÄNDER FÜR POTENZIELLE MIGRANTEN

Quelle: Gallup World Poll, 2015-2017

 2010-2012 2015-2017 Geschätzte Anzahl Erwachsener
 % % (in Millionen)

USA 22 21 158

Kanada 6 6 47 

Deutschland 4 6 42

Spanien 4 3 21

Italien 3 2 15 

Schweiz 2 2 14

Schweden 1 1 9

China 1 1 9

Niederlande 1 1 7

ARAB YOUTH SURVEY
Total: 200 Mio. Jugendliche

verfolgen aktiv Auswanderungswunsch

15 % / 30 Mio.

erwägen Auswanderung

27 % / 54 Mio.
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durchgeführte Umfrage. Laut dieser ziehen rund 37 Prozent eine Aus-
wanderung in Betracht. 18 Prozent gaben an, darüber schon „sehr 
viel“ nachgedacht zu haben. 27 Prozent der Auswanderungswilligen 
gaben Europa als Ziel an. 

Die Experten des Afrobarometers, ein Zusammenschluss afrikani-
scher Institute, betonen, dass sie eine Eindämmung der Migrations-
ströme aus zwei Gründen für wichtig erachten: Zum einen aufgrund 
einer Überforderung der Aufnahmekapazitäten der Zielländer, zum 
anderen aufgrund des drohenden Brain-Drain, also der Abwanderung 
der lokalen Fachkräfte.40

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass selbstverständ-
lich nicht jeder Befragte, der den Wunsch zur Migration äußert, auch 
tatsächlich auswandern wird. Auch sind diese Daten lediglich als 
rudimentärer Maßstab zu verstehen, um einen Eindruck von den 
Migrationsbewegungen der nahen Zukunft zu gewinnen. Doch eines 
wird anhand der genannten Zahlen überaus deutlich: Überbevölke-
rung, eine katastrophale wirtschaftliche Entwicklung, Korruption, die 

Wollen nach Europa

Denken „sehr viel“ darüber nach

Erwägen Auswanderung

27 %

18 %

37 %

AFROBAROMETER 2017 - 2019
unter 46.000 Afrikanern in 34 Ländern

politisch instabile Lage sowie gewalttätige Konflikte werden in vielen 
Ländern nicht nur dafür sorgen, dass der bisherige Migrationsdruck 
aufrechterhalten bleibt. Vielmehr wird sich dieser deutlich erhöhen. 
Die EU hat darauf mit dem EU-Migrationspakt jedoch die schlechtes-
te aller möglichen Antworten gewählt.
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5. Inhalt des Migrationspakts

Am 23. September 2020 stellte 
die Europäischen Kommission den 
Pact on Migration and Asylum, den 
EU-Migrationspakt vor, der die lan-
ge erwartete Antwort der EU auf die 
insbesondere seit 2015 offensicht-
lich gewordene Dysfunktionalität 
des europäischen Asyl- und Migra-
tionssystems darstellen soll. Dass 
eine solche Reform aufgrund der in 
den vorherigen Kapiteln genann-
ten geopolitischen Entwicklungen 
unabdingbar war, wird vermutlich 
niemand ernsthaft in Abrede stel-
len. Ob die Vorschläge der Kommis-
sion jedoch die dafür notwendige 
Antwort liefern, wollen wir auf den 
folgenden Seiten genauer untersu-
chen. Dafür analysieren wir die zent-
ralen Inhalte des EU-Migrationspakts 
und gleichen diese mit der Realität ab. 
Stellt der Vorschlag eine adäquate Reaktion auf die bestehenden 
und die zu erwartenden Migrationsbewegungen dar? Handelt die EU 
im Interesse ihrer Bürger? Können die zahlreichen Schwachstellen 
der aktuellen Asyl- und Migrationsgesetzgebung dadurch behoben 
werden? Diese und weitere Fragen sollen im Folgenden beantwortet 
werden.

5.1 GRENZSCHUTZ UND SEENOTRETTUNG

Die kriminellen Schlepper an den Küsten Nordafrikas, insbe-
sondere in Libyen und Tunesien, orten das Schiff der sogenannten 
„privaten Seenotretter“ kurz vor der Grenze der libyschen Hoheits-
gewässer. Dank des Internets ist 
das in Echtzeit problemlos möglich.41 
Wenige Zeit später, manchmal auch 
ohne die Schiffe der „privaten See-
notretter“ geortet zu haben, trei-
ben sie die illegalen Migranten in 
nicht-hochseetaugliche Schlauch-, 
manchmal auch in Holzboote. Für 
die illegalen Migranten steht nun 
der letzte Teil ihrer zum Teil monate- 
oder gar jahrelangen Reise an, die 
sie durch die Wüsten Afrikas geführt 
hat. Tausende von ihnen sterben auf 
dem Weg an die Küsten, viele werden 
verschleppt, versklavt, vergewaltigt, 
ausgeraubt, ermordet, einige ver-
dursten in der Sahara.42 Nun, endlich 
auf dem Mittelmeer angekommen, 
schippern sie in ihren Nussschalen 
los, die von den kriminellen Schlep-
pern nur noch mit dem allernötigsten 
Treibstoff ausgestattet werden, um 

die internationalen Hoheitsgewässer zu erreichen. Dort, so hoffen 
die illegalen Migranten, werden sie die von den zumeist deutschen 
Nichtregierungsorganisationen wie Sea-Watch oder SOS Méditerra-
née betriebenen Schiffe aufnehmen. Diese bezeichnen sich selbst 
als „Seenotretter“, tatsächlich dienen sie aber auch als Pull-Faktor 
der Migration, ohne sie würde kaum einer den Weg wagen. Auch die 
Tausenden auf dem beschriebenen Weg ums Leben Gekommenen 
wurden dadurch angelockt.

Wie man auf den Grafiken erkennen kann, ist der Pull-Faktor 
tödlich: Je mehr Einsätze durch die sogenannten „privaten Seenot-
retter“, aber auch durch staatliche Einsatzkräfte wie die italienische 

Jahr 2015 Jahr 2016 Jahr 2017 Jahr 2018
EUNAVOR 23.885 30.289 12.164 2.352
Frontex 15.428 13.616 7.657 4.046
Ital. Küstenwache 41.341 35.875 28.814 3.987
Ital. Marine 29.178 36.084 5.913 642
Hum. Hilfsorg. 20.063 46.796 46.601 5.204
Handelsschiffe 16.158 13.888 11.355 1.438
Libysche Küstenwache 0 14.300 21.500 15.074

EUNAVOR Frontex Ital. KüstenwacheItal. Marine Hum. Hilfsorg.HandelsschiffeLibysche Küstenwache
Jahr 2015 23.885 15.428 41.341 29.178 20.063 16.158 0
Jahr 2016 30.289 13.616 35.875 36.084 46.796 13.888 14.300
Jahr 2017 12.164 7.657 28.814 5.913 46.601 11.355 21.500
Jahr 2018 2.352 4.046 3.987 642 5.204 1.438 15.074
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Küstenwache durchgeführt werden, desto mehr Tote gibt es, denn 
die vermeintlichen Helfer belassen es ja nicht bei der Rettung aus 
dem Wasser, sondern transportieren die Einwanderungswilligen 
anschließend zu ihrem Wunschziel Europa. Zumeist nehmen sie an-
schließend Kurs auf italienische Häfen, manchmal auch nach Malta 
oder Spanien, die viel weiter entfernt liegen als jene in Libyen oder 
Tunesien. Ihre Aktionen bilden also das letzte fehlende Glied, sie las-
sen die oft monatelang dauernde Migration erst zum Erfolg werden. 
Damit tragen Nichtregierungsorganisationen wie Sea-Watch ent-
scheidende Verantwortung dafür, dass sich immer mehr Migranten 
auf die lebensgefährliche Reise machen, denn das tödliche Risiko 
lohnt sich aus deren Perspektive nur, wenn die Aussicht auf Nieder-
lassung in Europa besteht. Freiwillig oder unfreiwillig machen sich 
die NGO‘s damit zu den Komplizen der Schlepper. Anders verhält 
es sich mit den Rettungen durch die libysche Küstenwache. Diese 
transportiert die illegalen Migranten umgehend zurück an die nord-
afrikanische Küste und bewirkt damit einen umgekehrten Trend: Die 
letztlich erfolglosen Migrationsversuche schrecken zukünftige Mig-
ranten ab. Natürlich sind die Aktionen der angeblichen Seenotretter 
aus Europa nicht der einzige Faktor, der die Migrations- und damit die 
Todeszahlen in die Höhe schnellen lässt. Aber die Statistiken belegen 
durchaus einen gewissen Einfluss ihrer Tätigkeiten. Vor allem aber 
zeigen die Zahlen eines: Was offiziell als „Seenotrettung“ verkauft 
wird, führt nicht zu einer Verbesserung der Lage auf dem Mittelmeer, 
sondern erzeugt das genaue Gegenteil. 

Diese Entwicklung hat verschiedene Implikationen. Wir dürfen 
nicht ignorieren, wie es derzeit noch in manchen Lagern Libyens 
aussieht und müssen für eine Besserung der dortigen Situation Ein-
fluss nehmen. Aber ebenfalls dürfen wir die Eigenverantwortung 
der Migranten nicht negieren, die freiwillig in der Hoffnung auf 
eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Situationen nach Libyen 
reisen, um die letzte Etappe ihres Weges mit Hilfe der kriminellen 
Schlepper und Nichtregierungsorganisationen übers Mittelmeer 
anzutreten. Die logische Reaktion ist eindeutig: Verbietet man die 
Tätigkeiten der NGO‘s, die unter dem Deckmantel der „Seenotret-
tung“ geschehen, und schleppt man die Schiffe einige Zeit rigoros 
an ihren Ausgangsort zurück, dann wird das mittelfristig dazu füh-
ren, dass kaum ein Migrant mehr den dann sinnlosen Weg über das 
Mittelmeer sucht. Selbstverständlich sollten wir dafür sorgen, dass 
die zurücktransportierten Migranten sicher wieder in ihren Her-
kunftsländern ankommen und nicht in schlecht ausgestatteten La-
gern enden. Die dadurch entstehenden Kosten sind nur kurzfristiger 
Natur, bis sich die Neuigkeit in den Herkunftsstaaten verbreitet hat, 
dass sich der Weg nach Europa nicht mehr lohnt. Dazu beitragen 
müsste die EU auch durch Informations- und Aufklärungskampa-
gnen vor Ort. Die langfristigen Konsequenzen sind ausschließlich 
positiver Natur: Eine drastische Reduktion der Toten im Mittelmeer, 
im besten Fall sogar auf Null, gleiches gilt für die oft noch gefährli-
chere Reise durch die Sahara auf dem Weg dorthin. Darüber hinaus 
müssten die Staaten Afrikas endlich ihre Probleme wie jenes der 
Überbevölkerung angehen – wobei die europäischen Staaten gerne 
in jenen Bereichen unterstützend wirken können, wo es Sinn ergibt. 
Nicht zuletzt würde es den europäischen und deutschen Bürgern 
eine immense Erleichterung verschaffen, wenn sie die Auswirkun-
gen der Massenmigration auf ihr Lebensumfeld nicht mehr ertragen 
müssten, die seit 2015 mehr und mehr destabilisierend auf die Auf-
nahmeländer wirken.

Doch zurück zum Status Quo: Die besagten Organisationen kön-
nen ihr Werk nur durchführen, weil sie finanzstarke Unterstützer im 

Rücken haben, darunter Millionensummen von der evangelischen43, 
aber auch der katholische Kirche44. Die deutschen Kirchen stören 
sich nicht einmal daran, dass manche der NGO‘s ihre linksextreme 
Haltung offen zu Schau stellen: So hisste z. B. die Sea-Watch eine 
Antifa-Flagge und machte damit kein Geheimnis aus ihrer demo-
kratiefeindlichen Gesinnung.45 Pia Klemp, eine Kapitänin dieser ver-
meintlichen Seenotretter, nimmt kein Blatt vor den Mund, wenn sie 
ihre fragwürdigen Einsätze „nicht als humanitäre Aktion, sondern 
Teil des antifaschistischen Kampfes“46 sieht. Dass unzählige Orts-
vereine der Antifa vom Verfassungsschutz überwacht werden und 
unter ihrem Banner regelmäßig Gewalttaten gegen Andersdenkende 
verübt werden, hat die Kirchen bis dato nicht zu einer Abkehr ihrer 
finanziellen Unterstützung bewogen. Der Rubel in der Asylindustrie 
muss weiter rollen.

Einmal die EU erreicht, ist eine Abschiebung kaum mehr möglich. 
Denn Knackpunkt sind oft die fehlenden Ausweispapiere, ohne die 
eine Rückführung kaum möglich ist. Selbst wenn die Identität eines 
illegalen Migranten geklärt werden kann, was allzu selten der Fall ist 
und neben großem Aufwand auch einige Kosten verursacht, so wei-
gert sich oft das Herkunftsland, ihn wieder aufzunehmen. Entsorgt 
ein Migrant seinen Pass vor dem illegalen Grenzübertritt, dann dürfte 
das darin begründet sein, dass die Wahrscheinlichkeit einer Abschie-
bung dadurch stark sinkt. Obwohl laut offiziellen Aussagen zwei von 
drei illegalen Einwanderern ohne Asylgrund nach Europa kommen,47 
hat am Ende nur ein winziger Bruchteil tatsächlich mit einer Abschie-
bung zu rechnen: Wer einmal europäischen Boden betreten hat, kann 
sich so gut wie sicher sein, auch hier bleiben zu können.

Die EU will darauf reagieren, indem sie den Kompetenzbereich von 
Frontex, der sogenannten Grenzschutzagentur der EU, ausweitet. Sie 
soll den Mitgliedstaaten operative und technische Unterstützung so-
wie Ausrüstung liefern und die Seenotrettung dadurch unterstützen. 
Die Mitgliedstaaten wiederum sollen untereinander kooperieren, um 
die Aktionen der „privaten Seenotretter“ zu stärken. Auch ein Aus-
tausch mit den Betreibern der „Rettungsschiffe“ selbst, den bereits 
genannten NGO’s, wird von Seiten der Kommission von den Mitglied-
staaten gefordert. Ziel sei es, so die Kommission, die Sicherheit auf 
See zu erhöhen.48 Die oben gezeigten Grafiken belegen, dass dieses 
Ziel dadurch eben nicht erreicht werden wird.

Welchen Weg die Europäische Kommission einzuschlagen ge-
denkt, wird an der Forderung deutlich, die dubiosen Aktionen der 
NGO‘s zu „entkriminalisieren“.49 Dürfen diese weiterhin mit allen Me-
thoden nach Gutdünken im Mittelmeer illegale Migranten aufgreifen 
und diese in die EU verbringen, dann stellt das lediglich eine Fort-
setzung des beschriebenen Status Quo dar, ohne die oft strafbaren 
Handlungen dieser Organisationen durch die Gerichtsbarkeit der 
Mitgliedstaaten sanktionieren zu können. In Griechenland und Italien 
müssen sich NGO’s bereits vor Gericht verantworten, die Staatsan-
wälte werfen ihnen Spionage, Zusammenarbeit mit den afrikani-
schen Schleppern und weitere Vergehen vor.50 Das wäre den Mit-
gliedstaaten nach den Wünschen der Kommission dann nicht mehr 
möglich. Ein eindeutiger Hinweis auf die Intention der nicht vom Volk 
legitimierten EU-Beamten.

Die Entkriminalisierung der „privaten Seenotrettungs-
organisationen“ verbietet Verfolgung durch Gerichts-
barkeit der Mitgliedstaaten. Verfahren wie derzeit in 
Griechenland oder Italien gegen kriminelles Vorgehen 
der NGO‘s würden dadurch unmöglich gemacht werden.

!
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Die NGO’s dienen als Fährservice 
in die EU, um ihre Politik der offenen 
Grenzen rigoros und gegen jedwede 
Widerstände durchzudrücken. Die 
teilweise mit der linksextremisti-
schen Antifa verbundenen Organisa-
tionen51 verfolgen einen utopischen 
Ansatz, in dem sich jeder Mensch 
dort niederlassen kann, wo immer 
er das wünscht, was sich in der Aus-
sage „kein Mensch ist illegal“ nie-
derschlägt. Die verständlichen öko-
nomischen Interessen eines jeden 
Menschen werden dafür sorgen, das 
hierfür bestmögliche Ziel auszuwäh-
len. Für mittlerweile über einer Mil-
liarde Afrikaner, aber auch für wei-
tere Milliarden Bewohner dieser Erde 
würde somit die EU und einige weite-
re Länder (USA, Kanada, Australien 
etc.) unmittelbar zum Ziel ihrer Wan-
derungsbewegung werden. Die Fol-
gen wären offensichtlich. So wurden 
unter anderem die Terroranschläge 
in Nizza52, Berlin53, zum Teil Paris54 
oder zuletzt der Mord am französi-
schen Lehrer Samuel Paty55 von is-
lamistischen Attentätern verübt, die 
als vermeintliche Flüchtlinge in die 
EU gekommen waren. Nigerianische 
Frauen werden durch diese Form 
der Schlepperei nach Europa in die 
Zwangsprostitution verschleppt56, 
während in Italien zwei Afrikaner 
aufgrund von Folter und anderen Ver-
brechen in libyschen Lagern zu lang-
jährigen Haftstrafen verurteilt wurden, die unter Führung von Carola 
Rackete auf deren Schiff Sea-Watch in die EU eingeschleppt worden 
waren.57 

Die dramatischen Auswirkungen auf die Gesellschaft der europäi-
schen Nationen, die nicht erst seit 2015 in allen Bereichen – Innere 
Sicherheit, Kultur, Staatshaushalt, ethnische Zusammensetzung des 
Staatsvolkes etc. – deutlich sichtbar zu Tage treten, würden sich 
weiter verschärfen. Wenn man sich die stark divergierenden Ge-
burtenrate zwischen deutschen und muslimischen Frauen vor Augen 
führt – Muslimische Länder sind die Hauptherkunftsländer von Asyl-
antragstellern in Deutschland58 -, so wird offensichtlich, dass es rein 
mathematisch betrachtet um das Überleben des eigenen Staatsvol-
kes geht. Während nur 14 Prozent der Frauen ohne Migrationshinter-
grund als kinderreich gelten (d. h. drei oder mehr Kinder haben), sind 
es bei Frauen mit Migrationshintergrund mit 28 Prozent bereits dop-
pelt so viele. Unter muslimischen Frauen in Deutschland betrifft das 
sogar 44 Prozent. Dieser Wert liegt auch bei der zweiten Generation 
doppelt so hoch wie nicht-muslimischen Migrantinnen.59 Einer ak-
tuellen Studie zufolge nahm die Anzahl der Muslime in Deutschland 
alleine innerhalb der letzten sechs Jahre um eine Million zu, wodurch 

sich die Gesamtanzahl der Muslime hierzulande um 20 Prozent auf 
5,3 bis 5,6 Millionen erhöhte.60

Wenn man der unkontrollierten Massenmigration einen Riegel 
vorschieben möchte, was angesichts der soeben sowie in den vor-
herigen Kapiteln geschilderten Entwicklungen, insbesondere jedoch 
dem aus der Überbevölkerung Afrikas resultierenden Migrations-
druck die einzige Option zum Überleben der europäischen Nationen 
darstellt, führt kein Weg an einem Verbot der „privaten Seenotret-
tung“ vorbei. Die von der EU-Kommission vorgesehene Stärkung die-

Islamistische Terroranschläge in Berlin, Nizza oder Paris 
mit 145 Opfern als Folge der unkontrollierten  
Einwanderung (unvollständige Liste)
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ser Organisationen im Verbund mit einer Kooperation mit Frontex und 
den Mitgliedstaaten wird hingegen zu einer weiteren Zunahme der 
illegalen Migration nach Europa führen – und damit langfristig das 
Überleben der europäischen Völker stark gefährden, wie nicht nur 
diese Prognose über den Anteil der Muslime in Europa eindrucksvoll 
unter Beweis stellt.

5.2 AUFNAHMEVERFAHREN

Auch hinsichtlich der Verfahren an der Grenze hat die Kommis-
sion Änderungen geplant. Zunächst ist auf die Ausweitung des Fa-
milienbegriffs hinzuweisen. In der Folge wird das Recht auf Familien-
zusammenführung nicht nur auf Geschwister ausgeweitet, sondern 
auch auf solche Familien, die sich angeblich in den Transitländern, 
also auf der Reise in die EU, gebildet haben.61 Eine genaue Definition 
dafür wird nicht angegeben. Konsequenz dessen wird eine wahre 
Kettenreaktion sein. Darf ein Bruder oder eine Schwester eines Asyl-
bewerbers mit positiv beschiedenem Antrag im Zuge der Familien-
zusammenführung nachgeholt werden, so betrifft das naturgemäß 
auch dessen womöglich bereits gegründete Familie. Je nach Alter 
der Geschwister und Größe der Familie – die bekanntlich in den Her-
kunftsländern im Durchschnitt deutlich mehr Mitglieder aufweist, als 
das im europäischen Vergleich der Fall ist – reicht also der positive 
Bescheid eines einzigen Antragstellers, um eine mitunter enorme 
Anzahl an Personen nachholen zu dürfen. 

Ein Beispiel: Laut der sogenannten Qualifikationsrichtlinie der EU, 
in der die Normen für die Anerkennung als Flüchtling definiert wer-
den, gilt die Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung als Asyl-
grund.62 Wird ein Bürger in einem Staat aufgrund seiner sexuellen 
Orientierung, also etwa seiner Homosexualität, verfolgt, so wird sein 
Asylantrag in Europa positiv beschieden. Der Rest seiner Familie ist 
von dieser Verfolgung naturgemäß nicht betroffen, wird im Zuge der 
Neugestaltung der Familienzusammenführung jedoch vom positiven 
Asylbescheid des verfolgten Familienmitglieds profitieren. Die dar-
gestellte Grafik zeigt, in welchem Ausmaß bereits in den letzten Jah-
ren von der Familienzusammenführung Gebrauch gemacht wurde. 
Ein Asylantrag bedeutet daher in den seltensten Fällen, dass nur ein 
neuer Migrant in Deutschland aufgenommen wird. Es ist im Zuge der 

Familienzusammenführung immer mit zahlreichen nachfolgenden 
Migranten zu rechnen. Bereits diese Anpassung des Familienbegriffs 
wird demnach zu einer erheblichen Einwanderungswelle führen.

Auch die nicht näher definierte Ausweitung auf in Transitzonen 
gebildete Familien enthält ein erhebliches Potential für weitere Mig-
ration. Wie eine solche Familiengründung belegt werden soll, ob dazu 
eigene Kinder vonnöten sind oder schlicht das Eingehen einer Bezie-
hung zwischen zwei Erwachsenen ausreicht, ist nicht bekannt, kann 
aber zu erheblichem Missbrauch führen. Es würde demnach ausrei-
chen, wenn z. B. ein Migrant ohne jeden Asylgrund eine Scheinbezie-
hung mit einer Frau eingeht, die gute Asylchancen hat – woraufhin 
wieder die bereits beschriebenen Auswirkungen der Familienzusam-
menführung ins Spiel kommen.

Nach dem Grenzübertritt, der naturgemäß illegal erfolgt, wird fast 
jeder Neuankömmling einem sogenannten Screening unterzogen. 
Kinder bis 12 Jahren bleiben davon ausgenommen und werden direkt 
in einen Mitgliedstaat überführt, wo dann das Verfahren nachge-
holt werden soll. Die Kommission spricht selbst davon, dass all jene 
einem solchen Screening unterzogen werden sollen, die die Außen-
grenzen der EU „unbefugt“ übertreten haben.63 Schon hier zeigt sich, 
dass an einem völlig falschen Punkt angesetzt wird. Statt die illega-
len Grenzübertritte von vornherein zu verhindern, wird lediglich auf 
diese reagiert. Durch dieses Screening soll sodann „die Identität der 
Personen, aber auch etwaige Gesundheits- und Sicherheitsrisiken 
rasch festgestellt werden“64. Dieses Screening, das „voraussichtlich 
(sic!) einen Mehrwert im Vergleich zu den derzeitigen Verfahren“65 
bewirken soll, wird verschiedene Schritte beinhalten:

Daraufhin soll der Antragsteller dem geeigneten Verfahren, also 
Asylverfahren, Einreiseverweigerung oder Rückführung zugeführt 
werden. Ziel dieser Verfahrensänderung ist es, maximal 12 Wochen 
nach der Erstregistrierung einen Asylentscheid garantieren zu kön-
nen, die Verfahren also zu beschleunigen.67 Die Antragsteller sollen 
für die Dauer ihres Verfahrens möglichst in der Nähe der Außengren-
zen untergebracht werden. Bei Überlastung ist die Unterbringung 
„vorübergehend und für den kürzesten erforderlichen Zeitraum“68 
auch andernorts möglich. 

Der oben zitierte Halbsatz macht deutlich, dass selbst die für die 
Ausgestaltung der Richtlinie verantwortlichen Kommissionsbeam-
ten nicht so recht an die Wirksamkeit ihrer Änderungsvorschläge 
glauben. Das ist angesichts der Faktenlage wenig verwunderlich. 
Eine Prüfung der Schutzbedürftigkeit wird in einem Großteil der Fäl-
le am bekannten Pass-Problem scheitern. Wer seinen Pass vor dem 
illegalen Grenzübertritt entsorgt, kann aus naheliegenden Gründen 
in einem Großteil der Fälle nicht identifiziert werden. Die erwähnte 
Identitätsprüfung erfolgt „anhand von Informationen in europäi-
schen Datenbanken”69, gleiches gilt für die Sicherheitskontrolle. Ist 
ein illegaler Migrant zum ersten Mal in Europa, so existieren keiner-
lei Informationen über ihn in den bekannten und auszubauenden 
Datenbanken. Die Prüfung hat also nur dann einen Nutzen, wenn ein 
illegaler Migrant bereits zuvor als solcher identifiziert worden war 

Deutlicher Anstieg der Anzahl davon profitierender  
Personen als Folge der Ausdehnung des Familien- 
begriffs auf Geschwister und in Transitländern  
gegründeten Familien.
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SCREENING UND INHALT DES SCREENINGS:
• Medizinische Erstuntersuchung
• Prüfung der Schutzbedürftigkeit
• Identitätsprüfung
• Erfassung biometrischer Daten (Fingerabdruck, 
  Gesichtsbild)
• Sicherheitskontrolle66
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und aus der EU abgeschoben wurde, nun also zum wiederholten Male 
einreist. Ergo können nur illegale Wiedereinreisen registriert und 
entsprechend geahndet werden. Für alle Erstankömmlinge jedoch 
haben weder die Identitätsprüfung, noch die Sicherheitskontrolle 
einen Nutzen. Bedrohungen durch Terroristen oder (Schwer-) Verbre-
cher können nicht identifiziert werden. Die dramatische Schwäche 
des Systems wird bereits hier offenkundig. 

5.3 VERTEILUNG DER MIGRANTEN

Bisher scheiterte die von der EU forcierte Quotenregelung ins-
besondere an der Blockadehaltung der Visegrad-Staaten (Polen, 
Ungarn, Tschechien, Slowakei). Die Antwort der EU-Kommission auf 
diese Problematik im neuen Migrationspakt ist die Einführung eines 
sogenannten Solidaritätsmechanismus, der „mit Blick auf seine 
Flexibilität und Anpassungsfähigkeit konzipiert“70 wurde und einer 
Krisensituation Anwendung finden soll. Vereinfacht gesagt wird 
letztere als eine Situation wie jene des Jahres 2015 definiert, also 
durch einen Massenzustrom von illegalen Migranten/Flüchtlingen, 
oder wenn eine solche Situation einzutreffen droht. Allerdings muss 
zunächst die Kommission eine solche Notsituation eines Mitglied-
staates feststellen.71

Bricht man den Solidaritätsmechanismus auf eine einfache For-
mel herunter, so lässt sich sagen, dass sich Mitgliedstaaten von der 
Aufnahme von Asylbewerbern freikaufen können, indem sie andere 
Mitgliedstaaten entweder finanziell unterstützen oder ihnen Auf-
nahmekapazitäten bzw. Beratung zur Verfügung stellen. Auch kön-
nen sogenannte Rückkehrpatenschaften übernommen werden: Ein 
EU-Mitgliedsstaat soll hier direkt in einem anderen Staat bei Rück-
führungen Hilfe leisten. Wie die Koordination und Organisation in 
diesem Zusammenhang ablaufen soll, insbesondere angesichts der 
Sprachbarrieren, erscheint äußerst fraglich. Wenn diese Rückkehr 
eines illegalen Migranten nicht innerhalb von acht Monaten erfolgt 
ist, wird dieser anschließend doch wieder in das Hoheitsgebiet des 
unterstützenden Mitgliedstaaten überstellt72 – durch die Hintertür 
wird so erneut die längst gescheiterte Verteilung von illegalen Mig-
ranten implementiert. Eine höchst chaotische Regelung mit zweifel-
haftem Nutzen. 

Der Umsiedlung von „unbegleiteten Minderjährigen“ wird dabei 
höchste Priorität eingeräumt. In der Öffentlichkeit werden diese 
gerne auch als „Flüchtlingskinder“ bezeichnet, in neun von zehn 
Fällen handelt es sich aber um ältere, fast ausschließlich männliche 
Jugendliche.73 Die Kommission unterstützt die bei einer Umsiedlung 
entstandenen Kosten mit 12.000 Euro, die Umsiedlung von illegalen 
Migranten generell wird mit 10.000 Euro unterstützt.74 Da ein „unbe-
gleiteter Minderjähriger“ den deutschen Steuerzahler monatlich zwi-
schen 5.000 und 6.000 Euro kostet, decken die Erstattungen durch 
die Kommission nicht einmal einen Bruchteil der benötigten Summe 
ab.75

Diese „Solidarität“ ist jedoch keineswegs freiwilliger Natur. Die 
Höhe der zu leistenden Solidarität wird durch einen Verteilungs-
schlüssel berechnet, der zu jeweils 50 Prozent auf dem BIP sowie der 
Bevölkerungsgröße basiert.76 Da Deutschland in beiden Bereichen an 
der Spitze liegt, wird unser Land auch hier wieder die höchsten Leis-
tungen zu erbringen haben.

5.4 RÜCKFÜHRUNGEN

Im April 2021 präzisierte die EU-Kommission ihre bereits im Erst-
entwurf des Migrationspakts geäußerten Pläne hinsichtlich einer 
Reform der Rückführungen, wie Abschiebungen heutzutage euphe-
mistisch bezeichnet werden. Darin hatte sie die Unterbringung ab-
gelehnter Asylbewerber in Transitzonen, bestenfalls nahe der Außen-
grenzen, vorgeschlagen.

Der Fokus der Kommissionsbeamten liegt nun auf der Förderung 
der freiwilligen Rückkehr. Diese sei kostengünstiger und von einer 
höheren Akzeptanz der Herkunftsländer geprägt, als das bei „er-
zwungenen Rückführungen“, also Abschiebungen, der Fall sei.77 Auch 
das Bundesinnenministerium stimmt mit der Einschätzung überein, 
dass freiwillige Rückführungen die günstigere Option darstellen. Die 
hohen Kosten einer Abschiebung liegen in einem immensen Perso-
nalaufwand begründet, da der abgelehnte Asylbewerber zumeist 
durch mindestens einen, oft zwei Polizeibeamte begleitet wird. Bei 
Sammelabschiebungen werden darüber hinaus noch Dolmetscher 
und medizinisches Personal benötigt. Auch die logistische und or-
ganisatorische Vorbereitung einer Abschiebung, beispielsweise die 
Abholung des Delinquenten durch die Polizei, verursacht enorme 
Kosten. Muss dazu das Flugzeug extra gechartert werden, entsteht 
dabei weiterer finanzieller Aufwand. So kostete das Charterflugzeug 
einer Sammelabschiebung für 54 Afghanen 299.000 Euro, hinzu ka-
men noch Mehrkosten für Kriegsrisikoversicherung und weitere Ge-
bühren.78

Allerdings sind die Bemühungen für freiwillige Rückführungen 
bisher wenig von Erfolg gekrönt. Denn laut Angaben der EU reisen le-
diglich rund ein Drittel der ausreisepflichtigen Migranten tatsächlich 
aus, wovon wieder nur 27 Prozent freiwillige Rückführungen sind.79 
Der Anteil der freiwillig Zurückgeführten an allen Ausreisepflichtigen 
liegt also gerade einmal bei neun Prozent.

Das deutsche Programm „Starthilfe Plus“ zeigt die erfolglosen 
Bestrebungen, die freiwillige Rückkehr illegalen Migranten schmack-
haft zu machen. Die Teilnehmer erhalten 1.200 Euro pro Person, wenn 
sie sich vor Ablauf des Asylverfahrens verpflichtend für eine Heim-
kehr entscheiden. Nach einem negativen Asylbescheid zustimmen-
de Personen erhalten 800 Euro, sofern sie auf Rechtsmittel gegen 
den Bescheid verzichten. Zwischen 2017 und 2018 nutzten nur rund 
15.000 Personen die finanziell unterstützte Möglichkeit zur Rückkehr 
in ihr Heimatland.80 Mit knapp 24 Prozent machten irakische Staats-
bürger am Häufigsten davon Gebrauch, Heimkehrer nach Russland 
folgen auf Platz zwei. Insgesamt fanden Ausreisen in 57 Länder 
statt.81 Rund 60 Prozent der Rückkehrer schließen eine erneute Mig-
ration nicht aus. Grund dafür ist, dass sich nach acht Monaten nur 15 
Prozent selbst versorgen können.82

Das zeugt nicht vom Erfolg der bisherigen Bemühungen, führt 
jedoch weder bei der EU noch bei der Bundesregierung zur einzig 
logischen Konsequenz. Statt die Grenzen rigoros zu schützen und 
den Asylmissbrauch zu beenden, werden umständliche Provisorien 

Der Verteilungsschlüssel berechnet sich zu jeweils 50 
Prozent am BIP und der Bevölkerungsgröße → Deutsch-
land wird höchste Leistungen erbringen müssen

!

Durch die Sicherheitsprüfung kann bei der Ersteinreise 
des illegalen Migranten keine Bedrohung (Terrorist, 
Krimineller) identifiziert werden. Die Prüfung der Schutz-
bedürftigkeit scheitert an fehlenden Ausweispapieren.

!
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ins Spiel gebracht, die jedoch nicht nur die Migrationsanreize massiv 
erhöhen werden, sondern darüber hinaus den Steuerzahler teuer zu 
stehen kommen werden, wie im weiteren Verlauf deutlich werden 
wird.

Ab 2022 soll Frontex die Koordination der Rückführungen über-
nehmen83 und von einem „unabhängigen Grundrechtsbeauftragten“ 
überwacht werden, der wiederum von „Beobachtern“ unterstützt 
wird.84 Die „Grenzschutzagentur“, die ihrem Namen nicht gerecht 
wird, soll fortan eine steigende Anzahl freiwilliger Rückführungen 
unterstützen, indem sie den Mitgliedstaaten in allen Phasen des 
Rückführungsprozesses operative Hilfe gewährt. Gemeint ist damit 
auch die Beratung der Migranten vor der Rückkehr, die Unterstüt-
zung nach der Ankunft sowie die Überwachung der Wirksamkeit der 
Wiedereingliederungshilfe. De facto wird Frontex also zu einer Asyl-
agentur umgebaut. 

Bei der Beobachtung und Unterstützung baut die Kommission 
neben Frontex auf „zivilgesellschaftliche Akteure“. Wer dabei im 
Fokus steht, dürfte bereits durch die Konsultation der Interessens-
vertreter offenkundig geworden sein, die die Kommission im Vorfeld 
der Ausgestaltung des Migrationspaktes selbst einbezogen hat. Da-
runter fanden sich ausschließlich Organisationen, die der Migration 
positiv gegenüberstehen, wie der 
United Nations High Commissioner 
for Refugees (UNHCR), die Internatio-
nal Organization for Migration (IOM), 
der European Council on Refugees 
and Exiles (ECRE) oder der Mercator 
Dialogue on Migration and Asylum 
(MEDAM), um nur einige wenige zu 
nennen. 

Auch will die Kommission einen 
sogenannten Rückkehrkoordinator 
einführen, dessen Rolle jedoch eben-
so unklar erscheint wie seine Zustän-
digkeiten.85 Hier sei an die eingangs 
erwähnte Rede des ehemaligen EU-
Kommissars Avramopoulos erinnert, 
der in seiner 2017 gehaltenen Rede 
darauf hinwies, dass diese geplan-
ten migrationspolitischen Reformen 
nicht bedeuten würden, der EU mehr 
Kompetenzen zu übertragen. Diese 

Aussage wird mehr als deutlich als bewusste Täuschung der Öffent-
lichkeit entlarvt.

Schlüsselelement soll jedoch eine „Wiedereingliederungspolitik“
sein, die den zurückgekehrten Migranten ermöglichen soll, sich eine 
Zukunft im Herkunftsland aufzubauen. Diese Wiedereingliederungen 
sollen zugleich „Entwicklungsvorteile“ für das Herkunftsland bieten, 
also eine Art Entwicklungshilfe darstellen.86 Zentrales Konzept ist 
dabei die „nachhaltige Wiedereingliederung“87. Darunter versteht 
die Kommission ein „vielschichtiges Konzept, bei dem viele Krite-
rien eine Rolle spielen: die Bedürfnisse und Schutzbedürftigkeit der 
betroffenen Person, die wirtschaftliche, soziale und psychosoziale 
Wiedereingliederung in die Gemeinschaft, die Kostenwirksamkeit für 
die Geber und der Beitrag zur lokalen Entwicklung. Neben der Unter-
stützung einzelner Rückkehrer zielt das Konzept der nachhaltigen 
Wiedereingliederung auch darauf ab, die Kapazitäten der Aufnahme-
gemeinschaften, des Privatsektors und der lokalen Akteure aufzu-
bauen.“88

Um den Kommissionsansatz einmal in weniger blumigen Worten 
zu beschreiben: Kommt ein illegaler Migrant in die EU und soll nach 
der Ablehnung seines Asylantrages in sein Heimatland zurückkeh-
ren, so soll ihm eine umfassende Rundumbetreuung zugute kommen. 
Der illegale Migrant wird vor der Rückführung beraten, seine Rück-
reise sowie seine Wiedereingliederung in die Gesellschaft finanziert, 
also beispielsweise eine Firmen- oder Geschäftsgründung, sogar 

eine psychologische Unterstützung wird ihm angeboten. Auch die 
Heimatgemeinde soll Unterstützung erfahren. Dafür steht ein Ge-
samtbudget von 79,5 Mrd. Euro für die Zeit zwischen 2021 und 2027 
zur Verfügung. Davon sollen 75 Prozent aus EU-Mitteln und der Rest 
aus den Haushalten der Mitgliedstaaten finanziert werden.89 Selbst-

79,5 Mrd. Euro bis 2027 zur Rundumversorgung von ille-
galen Migranten, die freiwillig in ihr Heimatland zurück-
kehren. Finanziert wird Beratung und psychologische 
Betreuung vor der Rückreise, Rückreise, Wiedereinglie-
derung in die Heimatgemeinde (bspw. Geschäftsgrün-
dung) sowie die Unterstützung der Heimatgemeinde

!

Irregulär eingereiste Personen, Drittstaatsangehörige, denen eine 
Rückkehrentscheidung erteilt wurde, und Drittstaatsangehörige, 

die nach Erlass einer Rückkehrentscheidung zurückkehren

Quelle: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52020SC0207&from=EN
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verständlich kommen auch die EU-Mittel in letzter Konsequenz von 
den Steuerzahlern der Mitgliedsstaaten, darunter an erster Stelle 
Deutschland. Wie genau diese Mittel überhaupt eingesetzt werden, 
ob durch eine direkte Auszahlung an den Migranten oder eine indi-
rekte Finanzierung und zu welchem Zeitpunkt, bleibt unklar.

Man sollte sich die Konsequenzen klar vor Augen führen: Auch 
dank der Kampagnen der Asylindustrie, also der sogenannten NGO‘s, 
wird sich diese Neuerung bis ins letzte Dorf Afrikas herumsprechen. 
Die versprochenen Wiedereingliederungshilfen werden nicht nur für 
die einzelnen Bewohner einen weiteren massiven Anreiz zur illegalen 
Einwanderung nach Europa bieten. Sondern auch die oft korrupten 
Regierungen der Herkunftsländer werden ermuntert, möglichst vie-
le ihrer Bürger auf die lebensgefährliche Reise zu treiben, denn sie 
profitieren nun finanziell umso mehr von den Rückkehrern. Was hier 
unter dem Deckmantel der Kosteneinsparung konzipiert wurde, stellt 
sich bei näherer Betrachtung daher als das genaue Gegenteil her-
aus. Es wird zu einem massiven Pull-Faktor führen, durch den Afrika 
rundumerneuert und die lokale Wirtschaft vor Ort vom europäischen 
Steuerzahler saniert werden soll. Selbstverständlich wird mit dem 
Anstieg der Migrationszahlen am Ende auch die Zahl der freiwilligen 
Rückführungen ansteigen, was die Kommission sodann als Erfolg für 
sich verbuchen wird. Angesichts einer finanziellen und organisato-
rischen Rundumversorgung des abgelehnten Asylbewerbers ist das 
wenig verwunderlich. 

Das nach wie vor ungelöste Problem des fehlenden Passes wird 
dafür sorgen, dass jeder einzelne illegale Migrant dank Frontex sowie 
der dann entkriminalisierten (und mutmaßlich noch unverschämter 
agierenden) „privaten Seenotretter“ problemlos die EU-Außengren-
zen überwinden wird. Die Belastung für die europäischen Steuer-
zahler wird daher massiv steigen. Die neue Strategie für freiwillige 
Rückführungen setzt das bisherige Versagen der EU daher nur fort: 
Einen potentiell illegalen Migranten ohne Ausweispapiere überhaupt 
einreisen zu lassen, macht eine Abschiebung fast unmöglich, wie 
unser Kontinent v.a. ab 2015 schmerzhaft erfahren musste. Wie die 
Grafik zeigt, sind die Asylanträge zwar rückläufig. Der neue EU-Migra-
tionspakt wird diesen Trend jedoch rasch umkehren. Auch muss, wie 
bereits erwähnt, die Familienzusammenführung mit einkalkuliert wer-
den, was zu einer Potenzierung der hier dargestellten Anträge führt.

Für den Migranten spielt es überhaupt keine Rolle mehr, ob sein 
Asylantrag erfolgreich verlaufen oder abgelehnt werden wird. Er wird 
in jedem Fall gewinnen – und der europäische Steuerzahler in jedem 
Fall verlieren. Entweder, er finanziert einen akzeptierten Asylbewer-
ber, der es sich in der sozialen Hängematte bequem machen und da-
durch die Familie zuhause unterstützen kann, oder er finanziert die 
Rundumbetreuung des zurückgeführten illegalen Migranten, inklu-
sive Rückreise und „Wiedereingliederung“ in dessen Heimatgesell-
schaft. Man kommt nicht umhin, zu konstatieren, dass dieses Kon-
zept der größte Verrat am europäischen Steuerzahler aller Zeiten ist.
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6. Fazit

Den Initiatoren in der EU-Kommission sowie all den konsultierten 
Organisationen muss Absicht unterstellt werden. Schon seit Jahren 
wird darauf hingearbeitet, ein beschönigtes Bild von Migration in der 
Öffentlichkeit durchzusetzen und die zunächst in Form von Soft-Law 
implementierten Grundsätze sukzessive in Hard-Law, also verbind-
liches Recht, zu überführen. Der EU-Migrationspakt stellt diesen vor-
erst abschließenden Schritt dar. 

Drei Punkte sind hier besonders hervorzuheben: Zunächst enthält 
der Pakt eine als „Solidaritätsmechanismus“ getarnte Verpflichtung 
der Mitgliedsstaaten, sich an der Ansiedlung von Asylbewerbern 
finanziell oder anderweitig zu beteiligen. Dazu kommt die Entkrimi-
nalisierung von Nichtregierungsorganisationen, die sich selbst als 
„Seenotretter“ bezeichnen, in Wirklichkeit jedoch als Komplizen der 
Schlepper wirken und einen entscheidenden Pull-Faktor darstellen. 
Da Frontex zur Kooperation mit diesen Organisationen verpflichtet 
werden soll, wird die Schlepperei auf dem Mittelmeer praktisch in-
stitutionalisiert. Der dritte Punkt ist die angebliche Förderung der 
freiwilligen Rückkehr: Statt Grenzschutz und Abschiebungen endlich 
auf eine solide Basis zu stellen, sollen großzügige Gelder an illegale 
Einwanderer und deren Herkunftsländer verteilt werden. Illegale Mi-
gration wird dadurch belohnt und ein enormer Anreiz geschaffen, die 
lebensgefährliche Reise nach Europa zu wagen. 

Angesichts der Bevölkerungsexplosion in Afrika, die auch in den 
nächsten Jahrzehnten kein Ende nimmt, werden die Folgen des EU-
Migrationspakts katastrophal sein. Bereits heute wollen erhebliche 
Teile der afrikanischen Bevölkerung auswandern und warten nur auf 
eine günstige Gelegenheit – diese wird nun durch die Maßnahmen 
des EU-Migrationspakts geschaffen.

All das, man kann es leider nicht anders formulieren, resultiert in 
einem der größten Verbrechen am europäischen Bürger aller Zeiten. 
Es wird nicht nur zum absoluten Fiasko für den hiesigen Steuerzahler 
werden, sondern langfristig auch zum Verschwinden der europäi-
schen Völker führen. Angesichts der erdrückenden Beweislast ist der 
Titel dieser Broschüre keinesfalls zu hoch gegriffen: Wird der EU-Mi-
grationspakt nicht gestoppt, ist der Untergang Europas nur noch eine 
Frage der Zeit.
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Direktlink zu den offiziellen Dokumenten des EU-Migrationsakts  
der EU-Kommission:

https://ec.europa.eu/info/publications/migration-and-asylum- 
package-new-pact-migration-and-asylum-documents-adopted-
23-september-2020_de 

EIGENE VIDEOS ZUM EU-MIGRATIONSPAKT:
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EIN PAKT, DER EUROPAS ZUKUNFT BEDROHT

In dieser Analyse werden die eklatanten Schwächen des neuen  
Migrationspakts der Europäischen Union schonungslos aufgedeckt, 

eingebettet in den historischen und geopolitischen Kontext.  
Der „Pact on Migration and Asylum“ wird für eine beispiellose  

Masseneinwanderung nach Europa sorgen. Denn die bisherigen 
Probleme des europäischen Asyl- und Migrationssystems werden 

dadurch nicht gelöst, sondern sogar weiter verschärft.  
Die Europäische Kommission schafft zahlreiche neue Anreize  
für illegale Migration nach Europa: Ein Schlag ins Gesicht der  

europäischen Bürger und eine Gefahr für unsere Zukunft!




